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— KOM (89) 564 endg. — 

»Rats-Dok. Nr. 4478/90« 

A. Problem 

Die EG-Kommission will mit ihren Vorschlägen ein einheitliches 
europäisches Eisenbahnsystem schaffen. Im einzelnen enthält die 
Vorlage folgende Vorschläge: 

— Unabhängigkeit für die Geschäftsführung, Trennung von Fahr-
weg und Betrieb 

— Ausgleichszahlungen für Defizitstrecken und sonstige gemein-
wirtschaftliche Leistungen durch den Staat auf Grund von Ver-
trägen 
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— Einsetzung eines Ausschusses für ein europäisches Hoch-
geschwindigkeitsnetz 

— Förderung des kombinierten Verkehrs Schiene/Straße. 

B. Lösung 

Es wird eine Entschließung vorgeschlagen, die folgende Schwer-
punkte für die bevorstehende Bahnreform setzt: 

Trennung von Fahrweg und Betrieb, Wettbewerb auch auf dem 
staatlichen Schienennetz, bessere Abrechnung der gemeinwirt-
schaftlichen Leistungen auf Grund von Verträgen zwischen Staat 
und Eisenbahnunternehmen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

Diese sind zur Zeit noch nicht zu beziffern. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag hält die Trennung von Fahrweg und 
Betrieb bei der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Reichsbahn für eine Grundvoraussetzung, um die Verkehrslei-
stung auf den Schienennetzen soweit als möglich im Wettbe-
werb zu erbringen. Die Bundesregierung wird daher aufgefor-
dert, bei den Verhandlungen im EG-Verkehrsrat soweit als 
möglich Wettbewerb bei der Erbringung von Eisenbahnver-
kehrsleistungen auf staatlichen Schienennetzen innerhalb der 
EG durchzusetzen. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung ferner 
dazu auf, im EG-Verkehrsrat die Neuordnung der Beziehungen 
zwischen Staat und Eisenbahnen vom Grundsatz her zu verhan-
deln. Dabei kommt den Auswirkungen aus der Auferlegung 
gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen eine besondere Be-
deutung zu. Die globalen Regelungen der Verordnung (EWG) 
Nr. 1191/69 des Rates erscheinen nicht nur der EG-Kommission 
zur Vollendung des Binnenmarktes '93 eher hinderlich zu sein. 
Ihr Vorschlag stellt keinen Fortschritt dar, da er praktisch die 
bestehenden Zustände festschreibt. Der Deutsche Bundestag 
möchte daher der vertraglichen Regelung zwischen Staat und 
Eisenbahnen zur Abgeltung gemeinwirtschaftlicher Leistungen 
ein stärkeres Gewicht verleihen. Er fordert die Bundesregierung 
auf, die vertraglichen Regelungen in den Mittelpunkt der Ände-
rung des Verordnungstextes zu setzen. 

Bonn, den 15. Mai 1991 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender 

Dr. Dietmar Matterne 

Berichterstatter 
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KAPITEL 1 

Einleitung 

1. Der Verkehrsbinnenmarkt wird für die Eisen-
bahnunternehmen der Gemeinschaft zugleich Her-
ausforderung und Chance sein. Die Herausforderung 
besteht in der Anpassung an die neuen Verhältnisse, 
die Chance in der Freiheit, neue Leistungen anzubie-
ten. Diese Mitteilung behandelt eine Reihe von Berei-
chen, in denen die Mitgliedstaaten aufgerufen sind, 
das Verhältnis zwischen Eisenbahnunternehmen und 
Staat zu klären und die Rahmenbedingungen zu 
schaffen, damit die arteigenen Vorteile der Eisenbah-
nen voll genutzt werden können. 

2. Das Zusammenwachsen des Verkehrsmarktes ist 
ein wichtiger Bestandteil des Programms zur Stär-
kung von Industrie und Handel in der Gemeinschaft. 
Zur Erreichung dieses Ziels hat die Kommission ein 
umfassendes Konzept für das Verkehrsgewerbe be-
schlossen, das auf folgenden Grundsätzen beruht: 

— Recht der Verkehrsunternehmer, auf die Anforde-
rungen des Marktes zu reagieren; 

— Klärung und Vereinfachung der Rolle des Staates 
im Verkehr; 

— Recht, sich überall in der Gemeinschaft niederzu-
lassen und Leistungen zu erbringen; 

— wirkungsvoller Verbraucher- und Arbeitnehmer-
schutz; 

— Achtung der Umwelt. 

Diese Grundsätze müssen im Zusammenhang mit der 
Notwendigkeit gesehen werden, die Umwelt zu 
schützen, wobei insbesondere den volkswirtschaftli-
chen Kosten der Luftverschmutzung und der Lärmbe-
lastung sowie der Überlastung und der Sicherheit im 
Verkehr angemessen Rechnung zu tragen ist. Gut or-
ganisierte Eisenbahnunternehmen in der Gemein-
schaft können einen Wesentlichen Beitrag zur Lösung 
dieser Probleme leisten. 

3. Für die übrigen Verkehrsträger hat die Kommis-
sion die ihrer Ansicht nach wünschenswerten Kon-
zepte bereits in großen Zügen dargelegt. Es liegt auf 
der Hand, daß der Erfolg des Vorgehens der Gemein-
schaft und die Wirtschaftlichkeit des Verkehrsgewer-
bes in der Gemeinschaft gefährdet sind, wenn die 
Eisenbahnunternehmen ausgeklammert werden. 

4. Die Kommission hat in der Vergangenheit zahlrei-
che Vorschläge zum Eisenbahnverkehr unterbreitet. 
Nur wenige sind angenommen worden und von be-
grenztem Erfolg geblieben. Es führt kein Weg an der 
Feststellung vorbei, daß die immer höheren staatli-
chen Finanzhilfen und der fehlgeschlagene Versuch, 
den Anteil der Eisenbahnunternehmen am Güterver-
kehr zu erhöhen, auf Schwierigkeiten hindeuten, 
auch wenn dies kein alleiniger Gradmesser für den 
Erfolg von Eisenbahnunternehmen ist. Es wäre unrea-
listisch zu glauben, daß gesetzgeberische Maßnah-
men ein Allheilmittel für die Eisenbahnunternehmen 
sein könnten. Die Grundsätze des EWG-Vertrags kön-
nen bei ordnungsgemäßer Anwendung jedoch die 
Möglichkeit zu allgemeinen Verbesserungen bieten. 

Die vorliegende Mitteilung der Kommission stützt sich 
auf frühere Vorschläge und die Ergebnisse der Ta-
gung des Rates vom Dezember 1986. Bei den Vor-
schlägen, mit denen der Rahmen für 1992 und danach 
abgesteckt werden soll, wurden auch die Ansichten 
des Europäischen Parlaments, des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses und anderer Gremien berücksich-
tigt. Sie werden hoffentlich gewährleistet, daß die art-
eigenen Vorteile der Eisenbahnunternehmen auf vie-
len Verkehrsmärkten gefördert und besser genutzt 
werden, und die Mitgliedstaaten gleichzeitig weiter-
hin das Recht haben, die Erbringung gemeinwirt-
schaftlicher Leistungen zu verlangen. 

5. Besorgt ist die Kommission insbesondere über das 
schlechte Abschneiden der Eisenbahnunternehmen 
im grenzüberschreitenden Verkehr, zumal an die 
Maßnahmen der Gemeinschaft 1) große Hoffnungen 
geknüpft wurden. Der Ausbau der grenzüberschrei-
tenden Verkehre wird bisher allerdings durch das 
ausschließlich inlandsorientierte Management der Ei-
senbahnunternehmen der Gemeinschaft und durch 
die unterschiedlichen Beziehungen zwischen den 
Staaten und den Eisenbahnunternehmen behindert. 

Da bis zur Vollendung des Binnenmarktes von 1992 
nur noch wenige Jahre verbleiben, stellt sich die 
Frage, wie ein echtes gemeinschaftliches Eisenbahn-
system geschaffen und wie dieses in das zukünftige 
europäische System integ riert werden kann. 

Eine Loslösung von den heutigen Verhältnissen setzt 
ein vereintes Vorgehen der Mitgliedstaaten und der 
Gemeinschaft voraus; in dieser Mitteilung werden die 
Grundregeln einer solchen Neuorientierung darge-
legt. 

6. Die der Mitteilung beigefügten Vorschläge der 
Kommission sollen den Rahmen abstecken, in dem die 
Mitgliedstaaten dann auf die jewei ligen Verhältnisse 
zugeschnittene Einzelvorschriften zu erlassen ha-
ben. 

Die Schaffung eines echten gemeinschaftlichen Ei-
senbahnsystems innerhalb des Binnenmarktes setzt 
jedoch voraus, daß die Ziele und bestimmte Grund-
sätze bis zu einem gewissen Grade übereinstimmen; 
vor allem muß die Liberalisierung mit einer gerechten 
Aufteilung der Verkehrswegekosten auf alle Ver-
kehrsträger einhergehen. Der zentrale Grundsatz 
sollte nach Ansicht der Kommission darin bestehen, 
daß alle Verkehrsträger die Kosten der von ihnen ver-
brauchten Ressourcen selbst tragen, wobei gegebe-
nenfalls die externen Kosten und Nutzen zu berück-
sichtigen sind. 

7. Nach einem Überblick über das Umfeld, in dem 
die Eisenbahnunternehmen tätig sind und sein wer-
den (Kapitel 2), werden in der Mitteilung die Kernge- 

1 ) 75/327/EWG: Entscheidung des Rates vom 20. Mai 1975 zur 
Sanierung der Eisenbahnunternehmen und zur Harmonisie-
rung der Vorschriften über die finanziellen Beziehungen zwi-
schen diesen Unternehmen und den Staaten — ABl. Nr. L 152 
vom 12. Juni 1975, S. 3. 
84/646/EWG: Empfehlung des Rates vom 19. Dezember 1984 
an die nationalen Eisenbahnunternehmen der Mitgliedstaa-
ten über die Verstärkung ihrer Zusammenarbeit beim grenz-
überschreitenden Personen- und Güterverkehr — ABl. 
Nr. L 333 vom 21. Dezember 1984, S. 63. 
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danken, die nach Ansicht der Kommission angenom-
men werden sollten, analysiert und erläutert: 

— Eine neue Organisation für die Eisenbahnunter-
nehmen der Gemeinschaft (Kapitel 3) 

a) Fahrwege in der Gemeinschaft: Bereitstellung 
und Zugang — Zu den Fahrwegen der nationa-
len Eisenbahnunternehmen sollten alle aner-
kannten Eisenbahnunternehmen Zugang ha-
ben; internationale Unternehmen sollten Tran-
sitrechte erhalten; 

b) Eigentum an den Fahrwegen — Die Mitglied-
staaten sollten den nationalen Unternehmen 
unter klaren Bedingungen die Erlaubnis ertei-
len, Eigentümer der Fahrwege zu sein und 
diese zu be treiben; die Eisenbahnunternehmen 
sollten für die Benutzung der Fahrwege in glei-
cher Weise zahlen wie die anderen Verkehrs-
träger; 

c) gemeinwirtschaftliche Leistungen — Die Mit-
gliedstaaten sollten die volle finanzielle Verant-
wortung für die Erbringung gemeinwirtschaftli-
cher Leistungen übernehmen und dazu in erster 
Linie Verträge mit den Eisenbahnunternehmen 
abschließen; 

d) Eisenbahnunternehmen — Die Mitgliedstaaten 
sollten die Anforderungen an das Weiterbeste-
hen oder die Gründung anerkannter Eisen-
bahnunternehmen oder Betreiber von Fahrwe-
gen festlegen und dabei auf deren Eigenstän-
digkeit, ein unabhängiges Management, tech-
nische Kompetenz und eine angemessene Kapi-
talstruktur achten; 

e) öffentliche Eisenbahnunternehmen — Die Mit-
gliedstaaten müssen für eine institutionelle, 
wirtschaft liche und finanzielle Umstrukturie-
rung der bestehenden öffentlichen Eisenbahn-
unternehmen sorgen, damit diese sich auf die 
neuen Verhältnisse umstellen können. 

— Schaffung eines Fahrwegs für ein Hochgeschwin-
digkeitsnetz (Kapitel 4) 

f) Ausbau des Verkehrsnetzes — Die Gemein-
schaft wird prüfen, inwieweit die verschiedenen 
Finanzierungsinstrumente der Gemeinschaft 
zur Durchführung von Projekten beitragen kön-
nen; 

g) Hochgeschwindigkeitsverkehr — Die Gemein-
schaft sollte den grenzüberschreitenden Ausbau 
des Hochgeschwindigkeitsverkehrs fördern 
(insbesondere auf dem Hauptstreckennetz). 

— Steuerung des Eisenbahnverkehrs, Sicherheit, For-
schung und Technologie (Kapitel 5) 

h) Kompatibilität der jetzigen Betriebsleitsysteme 
— Auf kurze Sicht sollte die Gemeinschaft die 
Kompatibilität der bestehenden „Schiene-
Zug"-Kommunikationssysteme fördern, um 
eine zügige Erweiterung des grenzüberschrei-
tenden Verkehrs zu ermöglichen; 

i) Erforschung und Entwicklung eines künftigen 
europäischen Betriebsleitsystems — Auf mitt-
lere und längere Sicht sollte die Kommission 
Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen 

fördern und unterstützen, die die Festlegung 
eines völlig neuen Verkehrssteuerungskon-
zepts mit europaweit kompatiblen Systemen 
zum Ziel haben. 

— Kombinierter Verkehr (Kapitel 6) 

j) kombinierter Verkehr — Die Gemeinschaft sollte 
die Bedingungen für dessen weiteren Ausbau 
insbesondere auf langen Strecken und ver-
kehrsreichen Verbindungen schaffen. 

— Netze von Mitgliedstaaten in Randlage, Transitlän-
dern und Drittländern sowie Eisenbahnunterneh-
men in städtischen Nahverkehrssystemen (Kapi-
tel 7) 

k) Netze in Randlage und Hochgeschwindigkeits-
verkehr — Das Konzept des Hochgeschwindig-
keitsverkehrs sollte den jeweiligen Gegeben-
heiten der Eisenbahnunternehmen in Randlage 
angepaßt werden; um einen angemessenen 
Hochgeschwindigkeitsverkehr zwischen der 
Peripherie und dem Zentrum zu gewährleisten, 
sollten, wo dies gerechtfertigt ist, auch Lösun-
gen mit mehreren Verkehrsträgern gewählt 
werden; 

l) das Netz in Transit- und Drittländern — Zusam-
men mit den Regierungen von Transit- und 
Drittländern sollte ein Gemeinschaftskonzept 
eines Eisenbahnsystems für Europa und den 
Mittelmeerraum insbesondere mit guten inner-
gemeinschaftlichen Verbindungen durch die 
Transitländer erarbeitet werden; 

m) Eisenbahnen in städtischen Nahverkehrssyste-
men — Die Gemeinschaft sollte die Entwick-
lung von Nahverkehrssystemen beobachten; zu 
untersuchen ist insbesondere deren Aufgabe im 
Zubringer- und Anschlußverkehr. 

— Umwelt und soziale Dimension (Kapitel 8) 

n) Umwelt — Die externen Kosten des Verkehrs, 
insbesondere aufgrund von Umweltverschmut-
zung, Lärmbelastung, Staus und Verkehrsun-
fällen, sollten bewertet und bei der Entwick-
lung des gemeinschaftlichen Eisenbahnsy-
stems berücksichtigt werden; das sollte auch 
für Neubaustrecken gelten; 

o) soziale Dimension — Bei der Entwicklung des 
gemeinschaftlichen Eisenbahnsystems sollten 
auch Beschäftigungsprobleme und die Arbeits-
beziehungen berücksichtigt werden. 

— Industrielle Gesichtspunkte (Kapitel 9) 

p) Eisenbahnen und Eisenbahnindustrie — Die 
europäische Eisenbahnindustrie muß in die 
Lage versetzt werden, sich auf den bedeuten-
den Märkten zu behaupten, die aufgrund der 
von den Eisenbahnen geplanten Investitionen 
entstehen; 

q) Öffnung der öffentlichen Auftragsvergabe — 
Die  Umsetzung der Folgen, die sich aus der 
Richtlinie über die ausgenommenen Bereiche 
ergeben, erfordert die Förderung der Harmoni-
sierung und der Spezifikationen auf einer funk-
tionellen Ebene. 
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ABSCHNITT A  — 

Die  Eisenbahnunternehmen im Verkehrsbinnenmarkt 

KAPITEL 2 

Das Umfeld 

Derzeitige Lage 

8. Obwohl die Eisenbahnunternehmen durch die 
Ausweitung des Straßen- und Luftverkehrs ihre füh-
rende Stellung als Landverkehrsträger eingebüßt ha-
ben, spielen sie unter anderem in folgenden Berei-
chen nach wie vor eine wichtige Rolle: 

— Massengutverkehr; 

— Personenverkehr über mittlere Strecken zwischen 
Ballungsgebieten; 

— städtischer Nahverkehr. 

In diesen Bereichen dürfte die Eisenbahn in absehba-
rer Zukunft ihre wich tige Rolle behalten. In dieser 
Mitteilung wird die Frage gestellt, ob die Eisenbahn-
unternehmen den Herausforderungen gewachsen 
sind, die sich aus dem Wettbewerb und den neuen 
Anforderungen des Binnenmarktes ergeben, und wel-
che Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene getroffen 
werden müssen. 

Entwicklungen im Güterverkehr 

9. Ein zentraler Faktor für die Entwicklung der Ei-
senbahnunternehmen ist ihre Wettbewerbsfähigkeit 
im grenzüberschreitenden Güterverkehr innerhalb 
der Gemeinschaft. In der Zwölfergemeinschaft ist die-
ser Verkehr in den sechziger Jahren und bis 1974 fast 
doppelt so schnell gewachsen wie das Bruttoinlands-
produkt; der Anteil der Eisenbahnunternehmen am 
gesamten Verkehrsaufkommen ist jedoch trotz einer 
höheren Tonnenleistung drastisch zurückgegangen, 
was erkennen läßt, daß sie einem verschärften Wett-
bewerbsdruck nicht standzuhalten vermögen. 

10. Wurden 1974 noch 80 Millionen Tonnen im 
grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr innerhalb 
der Gemeinschaft befördert, so waren es 1975 nur 
noch 65 Millionen. Bis auf die Spitzenergebnisse der 
Jahre 1979 bis 1981 und 1983/84 verharrt die Beförde-
rungsleistung seitdem auf diesem Stand, wohingegen 
das Aufkommen im grenzüberschreitenden Güterver-
kehr innerhalb der Gemeinschaft insgesamt (ein-
schließlich Seeverkehr, aber ohne den Rohrleitungs-  
und Luftverkehr) um mehr als 50 % gestiegen ist; da-
bei sank der Anteil der Eisenbahnunternehmen am 
Gesamtverkehr von 14 % im Jahr 1975 auf weniger als 
10 % im Jahr 1987. Diese Entwicklung ist zum Teil auf 
den Strukturwandel in der Kohle- und Stahlindustrie, 
traditionellen Kunden der Eisenbahnunternehmen, 
zurückzuführen. 

Entwicklungen im Personenverkehr 

11. Das Fahrgastaufkommen ist zwischen 1973 und 
1980 alljährlich um 1 % von 3,6 auf 3,9 Milliarden ge-
stiegen. Die Lage hier ist somit erfreulicher als im 
Güterverkehr. Seit 1980 ist die Zahl der beförderten 
Fahrgäste gleich geblieben: Der städtische Nahver-
kehr hat stetig und der innerstaatliche Intercity-Ver-
kehr sprunghaft zugenommen, wodurch die Verluste 
im traditionellen Mittelstreckenverkehr ausgeglichen 
werden. Da die durchschnittliche Reiseweite zuge-
nommen hat (von 53 km im Jahre 1980 auf 58 km im 
Jahre 1988), ist auch das in Fahrgastkilometern ge-
messene Beförderungsaufkommen leicht angestie-
gen. 

12. Der grenzüberschreitende Personenverkehr hat 
jedoch seit 1980 um durchschnittlich 2 % jährlich ab-
genommen und entspricht damit nur noch 0,5 % des 
Fahrgastaufkommens der Eisenbahnunternehmen. 

Staatliche Beihilfen an die Eisenbahnunternehmen 

13. Die Mitgliedstaaten gleichen die Verluste der 
Eisenbahnunternehmen aus der Erbringung gemein-
wirtschaftlicher Leistungen ex post aus. Grundlage für 
die Ausgleichszahlungen sind 

— die Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates 1 ) 
über die Verpflichtungen des öffentlichen 
Dienstes, 

— die Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 2) über die 
Normalisierung der Konten (d. h. Ausgleich für La-
sten, die den Eisenbahnunternehmen, nicht aber 
anderen Verkehrsträgern auferlegt werden) und 

— die Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 3) vor allem 
über die Verkehrswegekosten. 

Es sei darauf hingewiesen, daß die Bestimmungen 
über die Ausgleichszahlungen nicht immer verpflich-
tend sind und die Zahlungen bisweilen zu Unstimmig-
keiten darüber geführt haben, ob die Kosten voll über-
nommen worden sind. 

14. In den siebziger Jahren und Anfang der achtzi-
ger Jahre hatten die Mitgliedstaaten ihre Zuschüsse 
erheblich aufgestockt. Seit 1984 ist jedoch bei vielen 
Eisenbahnunternehmen eine gewisse Stabilisierung 
zu verzeichnen. 

15. Die verschiedenen Beiträge der Mitgliedstaaten 
bleiben eine wich tige Einnahmequelle der Eisen-
bahnunternehmen. Die Höhe der Einkünfte aus Zu- 

1) ABl.  Nr. L 156 vom 28. Juni 1969, S. 1. 
2) ABl. Nr. L 156 vom 28. Juni 1969, S. 8. 
3) ABl. Nr. L 130 vom 15. Juni 1970, S. 1. 
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schössen schwankt erheblich von Eisenbahnunter-
nehmen zu Eisenbahnunternehmen; so be tragen die 
eigenen Erträge bei den luxemburgischen Eisenbahn-
unternehmen 22 %, den italienischen Eisenbahnun-
ternehmen 31 % und den britischen Eisenbahnunter-
nehmen 76 % ihrer gesamten Betriebseinnahmen. 

Wirtschaftliches Wachstum und Wettbewerb 
Voraussichtliche Entwicklungen im Binnenmarkt 

16. Wirtschaftswachstum: Die Vollendung des Bin-
nenmarktes wird den Eisenbahnunternehmen der 
Gemeinschaft neue Möglichkeiten eröffnen. Der Ab-
bau der noch bestehenden Beschränkungen wird in 
der ganzen Gemeinschaft zu einer Belebung der Wi rt

-schaft, zu Verlagerungen des Standortes und zu Än-
derungen der Geschäftstätigkeit von Unternehmen 
führen. Diese wirtschaftlichen Vorteile für Industrie 
und Handel werden auch anderen Bereichen der Ge-
sellschaft zugute kommen. Das verfügbare Einkom-
men und die Ausgaben für die Freizeit werden stei-
gen. 

Die Rahmenbedingungen der Eisenbahnunterneh-
men in den neunziger Jahren und im kommenden 
Jahrhundert wirken somit alles in allem günstig. In 
dieses positive Gesamtbild ist jedoch auch eine reali-
stische Bewertung der Veränderungen bei den kon-
kurrierenden Verkehrsträgern einzubeziehen. Die 
von der Gemeinschaft erzielten Fortschritte zur Effi-
zienzsteigerung im Verkehr sind andernorts ausführ-
lich beschrieben; hier sollen deshalb nur einige der 
wichtigsten Veränderungen genannt werden, die vor-
aussichtlich eintreten werden und für die Eisenbahn-
unternehmen von Belang sein könnten. 

17. Güterkraftverkehr: Ab 1993 wird der Zugang 
zum Markt im grenzüberschreitenden Güterkraftver-
kehr keinen mengenmäßigen Beschränkungen mehr 
unterliegen 1). An die Stelle der bisherigen Regelung 
mit Genehmigungen und Kontingenten wird eine 
qualitätsorientierte Regelung treten, die von den Un-
ternehmen unter anderem fachliche Eignung sowie 
strenge Sicherheits- und Umweltschutzvorkehrungen 
verlangt. Verschwinden werden im grenzüberschrei-
tenden Güterverkehr auch die noch verbliebenen 
Zollkontrollen. Wichtig wird auch die Aufhebung des 
Kabotagevorbehalts sein. In der Praxis laufen diese 
Maßnahmen auf eine Stärkung des Güterkraftver-
kehrs hinaus, der dadurch zu einem noch schärferen 
Wettbewerber der Eisenbahnunternehmen wird. Ins-
gesamt betrachtet dürften diese Maßnahmen die Gü-
terkraftverkehrsunternehmen in die Lage versetzen, 
die Möglichkeiten des Binnenmarktes zu nutzen und 
jene Kosten zu senken, die ihnen zur Zeit aufgrund 
der Zersplitterung in Teilmärkte entstehen. 

Das Güterkraftverkehrsgewerbe steht freilich auch 
vor Schwierigkeiten. Zu nennen sind insbesondere 
die zunehmende Überlastung des Straßennetzes und 
die damit verbundenen Umweltprobleme. Diese ha-
ben sich an einigen Stellen, insbesondere entlang der 
Transitstrecken, schon so zugespitzt, daß die Öffent- 

1) Verordnung (EWG) Nr. 1841/88 des Rates vom 21. Juni 
1988. 

lichkeit die bisherige Politik, mit dem Bau von immer 
mehr Straßen zu reagieren, zunehmend in Frage stellt. 
Auch wenn die Maßnahmen der Gemeinschaft, zum 
Beispiel im Bereich der Kabotage, die Zahl der Leer-
fahrten verringern und damit das Problem der Über-
lastung des Straßennetzes lindern werden, nehmen 
die Infrastrukturprobleme doch weiter zu. Hierhin ge-
hört auch die Frage der Wegekostenabgeltung, insbe-
sondere die Verrechnung zwischen den Mitgliedstaa-
ten. Über die von der Kommission vorgeschlagene 
Regelung der Wegekostenabgeltung, die auf dem 
Territorialitätsprinzip beruht, ist bisher keine Eini-
gung erzielt worden, so daß die Gefahr einseitiger 
nationaler Maßnahmen immer größer wird. 

18. Personenkraftverkehr: Im Busfernverkehr gibt es 
bisher kein gemeinschaftsweites Netz, obwohl einige 
Mitgliedstaaten über ein dichtes Netz verfügen und 
auch für Touristen vielerorts Gelegenheitsverkehr 
durchgeführt wird. Die Kommission hält weitere Er-
leichterungen und eine verstärkte Liberalisierung für 
erforderlich, wenn dieser Verkehrsträger im Binnen-
markt eine echte Ro lle spielen soll . 

Kontrollen zur Verhinderung von unlauterem Wettbe-
werb innerhalb desselben Verkehrsträgers und mit 
anderen Verkehrsträgern sowie zur Wahrung der Si-
cherheitsstandards werden jedoch auch in Zukunft 
erforderlich sein. Auch wenn die Eisenbahnunterneh-
men alles in allem einem verstärkten Wettbewerbs-
druck ausgesetzt sein werden, so bestehen für den 
Busfern- und den Eisenbahnverkehr offensichtlich 
doch unterschiedliche Märkte. 

19. Binnenschiffsverkehr: Die Binnenschiffahrt 
macht gegenwärtig einen ähnlichen Wandel wie die 
Eisenbahnunternehmen durch. Der Verlust traditio-
neller Verkehre sowie veränderte Gepflogenheiten in, 
Industrie und Handel haben zu chronischen Überka-
pazitäten in diesem Bereich geführt. Dies und Schwie-
rigkeiten beim Neu- und Ausbau von Binnenwasser-
straßen sind die Ursachen der heute ernsten Pro-
bleme. Die Gemeinschaft hat daraufhin eine Rege-
lung geschaffen, um das Abwracken der unwirtschaft-
lichsten Schiffe der Flotte zu fördern; diese Anfang 
1990 in Kraft tretende Regelung wird die Lage dieses 
umweltfreundlichen Verkehrsträgers erheblich ver-
bessern. Die Kommission hofft, daß sich Angebot und 
Nachfrage nach Abschluß der Abwrackaktion in ei-
nem ausgewogeneren Verhältnis befinden werden; 
ob weitere Maßnahmen der Gemeinschaft erforder-
lich sind, kann dann geprüft werden. 

20. Luftverkehr: Der Luftverkehr ist bei Entfernun-
gen über 300 km zu einem immer ernster zu nehmen-
den Wettbewerber der Eisenbahnunternehmen ge-
worden. Die Kommission schlägt zur Zeit eine Reihe 
von Maßnahmen vor, die für mehr Wettbewerb im 
Luftverkehr und damit für attraktivere Angebote an 
die Verbraucher sorgen werden. Die durch überla-
stete Flughäfen und vor allem überlastete Flugrouten 
bedingten Verzögerungen lassen den schnelleren Ei-
senbahnverkehr auf bestimmten kürzeren Strecken 
inzwischen allerdings zum Konkurrenten des Luftver-
kehrs werden. Ein Beispiel hierfür ist der TGV in 
Frankreich. Wie man sieht, können die Eisenbahnun-
ternehmen ihren Marktanteil bei mittleren Entfernun- 
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gen bis etwa 600 km mit attraktiven Angeboten 
durchaus verbessern. 

21. Andere Verkehrsträger: Auch die Küstenschiff-
fahrt und der Rohrleitungsverkehr stehen auf be-
stimmten Märkten mit der Eisenbahn im Wettbewerb. 
Sie kommen jedoch nur für ganz bestimmte Beförde-
rungen in Frage, woran sich auch nichts ändern 
dürfte. 

Die Schwierigkeiten der Eisenbahnunternehmen 
der Gemeinschaft 

22. Organisation und Management: Die Eisenbahn-
unternehmen der Gemeinschaft sind abgesehen von 
den wenigen zaghaften Versuchen, grenzüberschrei-
tende Organisationen zu schaffen (z. B. INTERFRIGO 
und INTERCONTAINER), immer noch auf das eigene 
Land fixiert. Daß dementsprechend keine „durchge-
hende" Auftragsbetreuung gewährleistet ist, bereitet 
bei der Ausarbeitung eines angemessenen Leistungs-
angebots natürlich Schwierigkeiten und ist zu einem 
nicht geringen Maße für den mangelnden Erfolg der 
Eisenbahnunternehmen im grenzüberschreitenden 
Verkehr verantwortlich. Obwohl es nicht Aufgabe der 
Gemeinschaft ist, Regeln für das Management der 
Eisenbahnunternehmen festzulegen, liegt es eindeu-
tig in ihrem Interesse, daß Eisenbahnunternehmen, 
die gemeinschaftsweite Leistungen anbieten, nicht 
behindert werden. Dann erst hätten die Eisenbahnun-
ternehmen die gleichen Wettbewerbschancen wie die 
anderen Verkehrsträger. 

Wenn die Frage eines gemeinschaftsweiten Lei-
stungsangebots geklärt werden so ll, ist auch zu fra-
gen, ob die Eisenbahnunternehmen genügend unter-
nehmerischen Spielraum für wirtschaft liches Handeln 
haben. Hierzu muß das Verhältnis zwischen den Mit-
gliedstaaten und den Eisenbahnunternehmen klarer 
festgelegt werden. Die Mitgliedstaaten sollten ihre 
Stellung als Eigentümer und Kunden voneinander 
trennen; nur wenn diese Trennung vollzogen wird, 
kann ein unabhängiges Management mit klaren Ziel-
vorgaben die Vorteile voll nutzen. 

23. Finanzielle Fragen: Die finanzielle Lage der Ei-
senbahnunternehmen bereitet zunehmend Schwie-
rigkeiten. Die Defizite der Eisenbahnunternehmen 
werden in der Öffentlichkeit oft fälschlicherweise als 
Anzeichen des wirtschaftlichen Mißerfolgs gedeutet. 
In Wirklichkeit erklärt sich der Unterschied zwischen 
den Einkünften und Aufwendungen von Eisenbahn-
unternehmen aus zahlreichen Faktoren; hier sind ins-
besondere zu nennen: 

— die Höhe des Ausgleichs für gemeinwirtschaftliche 
Leistungen; 

— die Bezahlung der in früheren Jahren entstande-
nen Defizite; 

— die tariflichen Einschränkungen und die Erbrin-
gung gemeinwirtschaftlicher Leistungen. 

Theoretisch müßten die gemeinschaftlichen Vor-
schriften über Ausgleichszahlungen für gemeinwirt-
schaftliche Verpflichtungen der Eisenbahnunterneh-
men die Entstehung von Schulden verhindern. In der 

Praxis hat sich die jetzige Regelung, bei der dieser 
Ausgleich nachträglich erfolgt und bei Ersatz des ent-
sprechenden Anlagevermögens nicht die vollen Ko-
sten umfaßt, nicht bewäh rt ; einige Eisenbahnunter-
nehmen haben hohe Schulden angehäuft; so hatte die 
Deutsche Bundesbahn im Jahre 1988 Schulden in 
Höhe von 20,9 Milliarden ECU — allein der Schulden-
dienst betrug 1,5 Milliarden ECU; die SNCF war mit 
11,6 Milliarden ECU verschuldet. Wenn die Eisen-
bahnunternehmen wirtschaft lich tätig sein sollen, 
muß ihre Kapitalstruktur den realen Wert des Anlage-
vermögens wiedergeben und ausreichend Kapital für 
Investitionen und die Erneuerung der Sachanlagen 
vorhanden sein. Wenn die Eisenbahnunternehmen 
der Mitgliedstaaten in Zukunft gemeinsam den Anfor-
derungen der Gemeinschaft genügen sollen, muß die 
grundlegende Forde rung nach einer realistischen 
Rechnungsführung erfüllt sein und der Staat eindeu-
tige Regeln für die Investitionspolitik der Eisenbahn-
unternehmen aufstellen, damit nicht erneut Schul-
denberge entstehen. 

24. Beförderungskapazität: Die Eisenbahnunterneh-
men der Gemeinschaft haben auf den meisten Strek-
ken Kapazitätsreserven oder können mit geringem 
Aufwand zusätzliche Kapazität schaffen. Bei der Er-
mittlung der tatsächlichen Kapazität ist allerdings die 
Art der anzubietenden Leistung zu berücksichtigen. 
Im Personenverkehr können heutzutage viele Strek-
ken nicht so schnell befahren werden, wie es notwen-
dig wäre, damit die Eisenbahnunternehmen im Wett-
bewerb mit anderen Verkehrsträgern bestehen könn-
ten. Auch wenn die Streckenmodernisierung oft der 
wirtschaftlichste Weg zur Geschwindigkeitssteige-
rung ist, müssen in manchen Fällen doch völlig neue 
Strecken gebaut werden. In dem Programm, das die 
Gemeinschaft der Europäischen Bahnen 1989 veröf-
fentlicht hat 1), ist größtenteils von Neubaustrecken 
die Rede. Erst mit diesen neuen Hochgeschwindig-
keitsstrecken wird in der Gemeinschaft end lich ein 
integriertes Eisenbahnsystem entstehen, das die 
Schwächen des bisher unkoordinierten Vorgehens 
überwindet. Schwierigkeiten im Güterverkehr berei-
tet unter anderem das Lichtraumprofil vieler Haupt-
strecken in der Gemeinschaft, das für eine Verladung 
von Straßenfahrzeugen, deren Abmessungen den ge-
meinschaftlichen Vorschriften entsprechen, nicht aus-
reicht. Hier spricht vieles dafür, daß die Gemeinschaft 
einheitliche Normen aufstellt und Prioritäten setzt, um 
ein gemeinschaftliches Netz zu vervollständigen. Erst 
wenn es gemeinsame Normen gibt, können die Eisen-
bahnunternehmen im grenzüberschreitenden Ver-
kehr den umfassenden Service anbieten, wie er heute 
verlangt wird. 

25. Technische Fragen: Zahlreiche technische Hin-
dernisse versperren den Weg zu einem engeren Zu-
sammenwachsen der Eisenbahnunternehmen der Ge-
meinschaft. Diese technischen Probleme reichen zum 
Teil bis in die frühen Jahre der Eisenbahnunterneh-
men zurück, wofür die unterschiedliche Spurweite auf 
der iberischen Halbinsel ein Beispiel ist. Aber auch 
bei der Einführung neuer Techniken, wie die Elektri- 

1) „Vorschläge für ein europäisches Hochgeschwindigkeits-
netz" ; Gemeinschaft der Europäischen Bahnen, Brüssel, 
1989. 
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fizierung von Strecken mit unterschiedlichen Span-
nungen, fehlte ein gemeinsames Konzept, was zu 
Schwierigkeiten geführt hat. Auch wenn Harmonisie-
rungsanstrengungen unternommen worden sind, so 
war ihre Reichweite doch begrenzt. Diese Fragen wer-
den später behandelt. 

Die fehlende Klarheit bei der Aufteilung der Zustän-
digkeiten zwischen Staat und Eisenbahnunterneh-
men schränkt die echten Möglichkeiten für eine inter-
nationale Zusammenarbeit der Eisenbahnunterneh-
men ein; besonders deutlich wird dies beim Tarifsy-
stem, das oftmals nicht der Geschäftspolitik der Eisen-
bahnunternehmen, sondern den nationalen Interes-
sen Rechnung trägt. Diese Praxis konnte in der Ver-
gangenheit mit der Monopolstellung der Eisenbahn-
unternehmen gerechtfertigt werden, muß jedoch an-
gesichts des heutigen Wettbewerbs zwischen den 
Verkehrsträgern als unannehmbar gelten. Die inter-
nationale Zusammenarbeit wird außerdem ganz kon-
kret durch den Druck der nationalen Behörden auf die 
unternehmerischen und betrieblichen Entscheidun-
gen der Eisenbahnunternehmen erschwert. 

Durch eine Abgrenzung der Aufgaben des Staates 
und der Eisenbahnunternehmen läßt sich klären, auf 

ABSCHNITT B — 

Das Kommissionsprogramm 

KAPITEL 3 

Eine neue Organisation für die 
Eisenbahnunternehmen der Gemeinschaft 

Eine neue Rolle des Staates gegenüber den 
Eisenbahnunternehmen 

27. Fast alle Mitgliedstaaten haben für ihre Eisen-
bahnunternehmen, wie in Abschnitt A im Überblick 
dargestellt, einen ähnlich zentralistischen Aufbau ge-
wählt, der staatliche Eingriffe erleichtert, aber auch 
mangelnde Flexibilität bedeuten kann, vor allem 
wenn neue Marktentwicklungen eintreten. 

Die Hauptmerkmale des Verhältnisses zwischen Staat 
und Eisenbahnunternehmen: 

— In allen Staaten gibt es ein oder höchstens zwei 
nationale Eisenbahnunternehmen; 

— im Gegensatz zu anderen Verkehrsträgern führen 
die nationalen Eisenbahnunternehmen Beförde-
rungen durch und sind sie Eigentümer ihres Fahr-
weges; dies kann bei den Verkehrswegekosten zu 
einer ungleichen Behandlung der Verkehrsträger 
führen und behindert die Erbringung grenzüber-
schreitender Leistungen. 

28. Da die Eisenbahnunternehmen der Gemein-
schaft bislang der Kontrolle nationaler Regierungen 
unterstehen, ist es nicht verwunderlich, daß sich ihre 
Geschäftstätigkeit auf das Hoheitsgebiet eines Lan-
des beschränkt. Für die Eisenbahnunternehmen war  

welchen Gebieten die Staaten zusammenarbeiten 
und in welchem Maße auch die Eisenbahnunterneh-
men zusammenarbeiten oder aber konkurrieren soll-
ten. 

26. Die Beziehungen zwischen den Eisenbahnunter-
nehmen und der Industrie — ein neues Gleichge-
wicht: Die zunehmende Tendenz der Eisenbahnun-
ternehmen zu einem eigenwirtschaftlichen Manage-
ment müßte dazu führen, daß sie sich aus dem Indu-
striebereich mehr und mehr zurückziehen. So gesche-
hen im Vereinigten Königreich, wo die B ritish Rail ihr 
Tochterunternehmen BREL an die Privatwirtschaft 
verkauft hat. Die Aufgabe der Eisenbahnunterneh-
men wird in Zukunft immer mehr darin bestehen, für 
ihre Ausschreibungen funktionelle Anforderungen 
auszuarbeiten und die Anbieter untereinander in 
Wettbewerb treten zu lassen. Damit würde die Indu-
strie die vertragliche Verantwortung übernehmen, 
Fahrzeuge und Anlagen zu liefern, die den Spezifika-
tionen genügen. Somit wird auch verständlich, wes-
halb sich die Industrie, um komplexe Systeme voll-
ständig produzieren und „schlüsselfertig" anbieten zu 
können, an bestimmten Standorten schwerpunktmä-
ßig ansiedelt. Hier entwickelt sich ein neuer Wettbe-
werber auf dem Weltmarkt. 

der Anreiz bisher gering, ihre technische Entwick-
lungsarbeit in einem gesamteuropäischen Rahmen zu 
betreiben. Dies wird immer problematischer, da die 
technischen Möglichkeiten zur Schaffung eines ge-
meinschaftlichen Netzes im Personen- und Güterver-
kehr inzwischen existieren. Deshalb muß die Gemein-
schaft parallel zu den Mitgliedstaaten tätig werden, 
deren Maßnahmen auf die Anpassung der Eisenbahn-
unternehmen an die nationalen Gegebenheiten ab-
zielen. Die Schaffung eines Gemeinschaftsnetzes mit 
den sich daraus ergebenden Vorteilen für die Benut-
zer soll der Entwicklung nationaler und auch regiona-
ler Lösungen, die auf besondere Erfordernisse und 
Ansprüche zugeschnitten sind, nicht entgegenstehen, 
sondern die gesamte Angebotspalette der Eisenbahn-
unternehmen erweitern. Die Zukunft der Eisenbahn-
unternehmen liegt durchaus nicht nur im Hochge-
schwindigkeitsverkehr, sondern auch in einer ständi-
gen Verbesserung bestehender Leistungen auf natio-
naler Ebene. 

Der Fahrweg: Bereitstellung und Zugang 

29. Das Straßennetz, die Binnenwasserstraßen und 
der Luftraum werden im allgemeinen als öffentliche 
Einrichtungen be trachtet, die allgemein zugänglich 
sein sollten. Dieser Grundsatz des freien Zugangs galt 
bisher nicht im Eisenbahnverkehr, da hier davon aus-
gegangen wurde, daß Bereitstellung und Benutzung 
des Fahrwegs zusammenhängen sollten. Die Erbauer 
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des Fahrwegs der Eisenbahnen verhielten sich ent-
sprechend und wachten eifersüchtig über die Benut-
zungsrechte. In den frühen Tagen des Eisenbahnver-
kehrs bildete die Vielzahl der bestehenden Eisen-
bahnunternehmen natürlich ein Hindernis für Fe rn

-verkehrsleistungen; damals entwickelte sich in vielen 
Ländern das Konzept der „Fahrrechte", nach denen 
ein Unternehmen gegen Entrichtung einer Benut-
zungsgebühr auf dem Schienennetz eines anderen 
Unternehmens verkehren durfte. Als mit der Zeit die 
privaten Unternehmen zu einem einzigen öffentlichen 
Unternehmen zusammengeschlossen wurden, ver-
schwand diese Praxis wieder. Das Prinzip ist jedoch 
auch heute noch interessant, da es sich in einem der 
zentralen Grundsätze der Gemeinschaft, nämlich der 
Dienstleistungsfreiheit, wiederfindet. 

30. Im Zusammenhang mit der derzeitigen Kopp-
lung von Fahrweg und Betrieb verdient auch die 
Frage der Harmonisierung der Wettbewerbsbedin-
gungen zwischen den Verkehrsträgern Beachtung. 
Die derzeitigen Gegebenheiten bei der Abgeltung der 
Straßenbenutzung und die historisch bedingten An-
omalien in der Binnenschiffahrt erschweren die Her-
beiführung einer annähernd gleichen Behandlung 
zwischen konkurrierenden Verkehrsträgern. Zur Lö-
sung dieses Problems hat in mehreren Ländern, unter 
anderem in der Schweiz und in Schweden, die öffent-
liche Hand die finanzielle Verantwortung über den 
Fahrweg übernommen und ein Gebührensystem ein-
geführt, das dem im Straßenverkehr verwendeten 
vergleichbar ist. 

Trennung zwischen Fahrweg und Betrieb 

31. In Übereinstimmung mit dem in Artikel 222 des 
Vertrages niedergelegten Prinzip schlägt die Kommis-
sion keine konkrete Lösung vor. Die Mitgliedstaaten 
können ein Unternehmen, insbesondere ein beste-
hendes Eisenbahnunternehmen, ermächtigen, Eigen-
tum und Verwaltung des öffentlichen Eisenbahnfahr-
weges zu übernehmen; sie können aber auch selbst 
Eigentum und finanzielle Verantwortung für den Ei-
senbahnfahrweg übernehmen. In diesem Fall sollte 
ein Mitgliedstaat entweder eine öffentliche Einrich-
tung oder im Rahmen eines Vertrages ein Unterneh-
men mit der Verwaltung und Unterhaltung des Fahr-
weges beauftragen. Ein Eisenbahnunternehmen, das 
gleichzeitig auch den Fahrweg verwaltet, sei es auf 
Grund staatlicher Ermächtigung (Fahrweg im Eigen

-

tum  des Unternehmens) oder auf Grund eines Verwal-
tungsauftrages (Fahrweg im Eigentum des Staates), 
hat für den Fahrweg und den Betrieb zwei verschie-
dene Unternehmensbereiche einzurichten, um eine 
Quersubventionierung zu vermeiden.. 

32. Im grenzüberschreitenden Verkehr sollten eta-
blierte nationale Verkehrsunternehmen Gesellschaf-
ten bilden können, um durchgehende Verkehrsdien-
ste, gegebenenfalls auch durch das Hoheitsgebiet an-
derer Mitgliedstaaten, anzubieten. Dieser Grundsatz 
des freien Zugangs zu grenzüberschreitenden Ver-

kehrsdiensten wird mit der Entrichtung einer Gebühr 
verbunden sein, dürfte jedoch trotzdem ein bedeutsa-
mer Anreiz zur Einrichtung neuer Verkehrsdienste in 
der Gemeinschaft sein. 

Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 

33. Ein gut organisierter Verkehrsmarkt sollte die 
Leistungen, die der Kunde wünscht, zu Preisen, die er 
zu zahlen bereit ist, anbieten. In bestimmten Fällen 
möchten die Mitgliedstaaten vielleicht dennoch in 
den Markt eingreifen, um zum Beispiel die Erbrin-
gung von Beförderungsleistungen im städtischen 
Nahverkehr sicherzustellen. Solche staatlichen Ein-
griffe erfolgten bislang durch Auferlegung gemein-
wirtschaftlicher Verpflichtungen. In einer Verord-
nung der Gemeinschaft aus dem Jahre 1969 heißt es, 
daß gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen nur inso-
weit auferlegt oder aufrechterhalten werden können, 
„als sie für die Sicherstellung einer ausreichenden 
Verkehrsbedienung unerläßlich sind" 1). Das gleiche 
gilt für besondere Beförderungsbedingungen zugun-
sten bestimmter Bevölkerungsgruppen. 

Dieser Verordnung lag jedoch die Überzeugung zu-
grunde, daß binnen weniger Jahre eine umfassendere 
Harmonisierung zwischen den Verkehrsträgern er-
reicht würde. Dies ist nicht geschehen, weshalb die 
eher als Übergangslösung gedachte Regelung weiter-
hin besteht. 

34. Notwendig ist jetzt eine neue Regelung, die die 
öffentlichen Erfordernisse mit der gebotenen Straf-
fung des Managements in Einklang bringt. Wesentli-
ches Merkmal eines solchen Systems sind im voraus 
zwischen dem Staat und dem Eisenbahnunternehmen 
zu vereinbarende Vertragspreise für eindeutig festzu-
legende Leistungen. Dieser Vertragspreis sollte sich 
nicht ausschließlich nach den Kosten richten, die dem 
Unternehmen bei der Erbringung der Leistungen ent-
stehen, sondern auch nach den Marktgegebenheiten, 
wobei zu prüfen ist, ob auch andere Möglichkeiten zur 
Erbringung dieser Leistungen bestehen. Der Staat 
sollte die Möglichkeiten aufgrund eines Vergleichs 
zwischen den volkswirtschaftlichen Kosten und dem 
volkswirtschaftlichen Nutzen bewerten. Die Eisen-
bahnunternehmen würden den Vertragspreis für jede 
einzelne Leistung auf der Grundlage der finanziellen 
Vorgaben des Staates aushandeln. Grundsätzlich 
sollte die neue Regelung für sämtliche gemeinwirt-
schaftlichen Leistungen der Eisenbahnunternehmen 
gelten. Bei Leistungen, die in Ballungszentren zusam-
men mit anderen Verkehrsunternehmen und im Re-
gionalverkehr erbracht werden, können die Behörden 
jedoch das jetzige System der vorgesehenen nach-
träglichen Spitzabrechnung beibehalten. Angesichts 
der Vorzüge des neuen Konzepts wird indessen damit 
gerechnet, daß darin die allermeisten Leistungen, 
auch die in Ballungszentren, einbezogen werden kön-
nen. 

1 ) Artikel 1 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Ra-
tes,  ABl.  Nr. L 156/69. 
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Die künftige Rolle der Eisenbahnunternehmen 

35. Damit die Eisenbahnunternehmen ihren Auftrag 
im Binnenmarkt erfüllen können, müssen die Mit-
gliedstaaten die allgemeinen Grundsätze für deren 
Betrieb festlegen und geeignete Maßnahmen für die 
Einrichtung gemeinschaftsweiter Verkehrsdienste er-
greifen. 

Bei der Aufstellung dieser Grundsätze ist insbeson-
dere darauf zu achten, daß die Eisenbahnunterneh-
men 

— eigenständig sind; 

— ein unabhängiges Management haben; 

— über die technischen Möglichkeiten verfügen, um 
den Betrieb durchzuführen und den Fahrweg zu 
verwalten, wobei vor allem die Sicherheit zu be-
rücksichtigen ist; 

— eine angemessene Kapitalstruktur haben. 

36. Eine zentrale Forde rung bei der Schaffung eines 
gemeinschaftlichen Systems lautet, daß die Organisa-
tion der Eisenbahnunternehmen neue kompatible Be-
triebskonzepte erleichtern muß, die ihrerseits wie-
derum die Kompatibilität auf technischem Gebiet för-
dern wird. Betriebliche Kompatibilität läßt sich jedoch 
nur erreichen, wenn das Eisenbahnmanagement tat-
sächlich eigenständig und für den wi rtschaftlichen 
Erfolg des Unternehmens verantwortlich ist. Dies ist 
eine Vorbedingung für den Abbau nationaler Gren-
zen. Es ist nicht Sache der Gemeinschaft, sich darum 
zu kümmern, wie die nationalen Eisenbahnunterneh-
men im einzelnen organisiert sind, sobald das Prinzip 
der Eigenständigkeit verwirklicht ist. Das Fundament 
für ein gemeinschaftliches Eisenbahnsystem steht, 
wenn die Eisenbahnunternehmen ein eigenständiges 
Management erhalten haben und die g rundlegenden 
Regeln für den Zugang zum Fahrweg beschlossen 
sind. 

37. Vom Management der Eisenbahnunternehmen 
wird erwartet werden, daß es seine eigenen Ziele un-
ter Beachtung der obengenannten Grundsätze er-
reicht: ein Teil der Geschäftstätigkeit wird eigenwirt-
schaftlich nach den Marktgesetzen abgewickelt; an-
dere Leistungen werden für den Staat auf der Grund-
lage eindeutiger Verträge zwischen beiden Parteien 
über die Erbringung gemeinwirtschaftlicher Beförde-
rungsleistungen erbracht werden. 

Soweit es sich um eigenwirtschaftliche Leistungen 
handelt, müssen die Mitgliedstaaten dafür sorgen, 
daß die Eisenbahnunternehmen die gleichen Mög-
lichkeiten wie ihre Wettbewerber haben und ins-
besondere bei den Wegekosten gleichbehandelt wer-
den. 

Die Kapitalstruktur Öffentlicher 
Eisenbahnunternehmen 

38. Ein besonderes Problem ist die gegenwärtige 
Kapitalstruktur der Eisenbahnunternehmen. Aus ver-
schiedenen Gründen haben viele Eisenbahnunter-
nehmen der Gemeinschaft eine Kapitalstruktur, die  

den zentralen betriebswirtschaftlichen Grundsatz, 
daß der tatsächliche Wert des Anlagevermögens mit 
seiner Ertragskraft angegeben wird, nicht berücksich-
tigt. Wenn die Eisenbahnunternehmen ein eigenstän-
diges Management erhalten sollen, müssen die Bilan-
zen der Unternehmen überprüft werden, um zu einem 
besseren Verhältnis zwischen Eigenkapital und Ver-
bindlichkeiten zu gelangen. Wenn die Verbindlich-
keiten unangemessen hoch sind, sollten die Mitglied-
staaten die notwendigen Schritte zu einer finanziellen 
Sanierung unternehmen, indem sie entweder die Ver-
bindlichkeiten übernehmen oder das Eigenkapital der 
Eisenbahnunternehmen erhöhen. 

39. Zugleich sollten die Mitgliedstaaten die verblei-
benden Ausgleichszahlungen für die den Eisenbah-
nunternehmen gemäß der Verordnung Nr. 1192/69 1 ) 
auferlegten Verpflichtungen klären. Wenn möglich, 
sollten solche Verpflichtungen nicht mehr auferlegt 
werden; würden sie dennoch für notwendig gehalten, 
so könnten sie 

— in einen Vertrag über gemeinwirtschaftliche Ver-
pflichtungen aufgenommen, 

— in die Neuordnung des Fahrweges einbezogen 
oder 

— im Zuge eines einmaligen Ausgleichs abgegolten 
werden (insbesondere durch Restrukturierung der 
Kapitalstruktur). 

KAPITEL 4 

Ausbau des Fahrwegs im Hinblick auf die 
Schaffung eines europäischen 
Hochgeschwindigkeitsnetzes 

Überblick über die infrastrukturpolitischen Ziele der 
Gemeinschaft und über die transeuropäischen 
Eisenbahnnetze 

40. Die Infrastrukturpolitik der Gemeinschaft zielt 
darauf ab, die verschiedenen Verkehrsnetze so auszu-
bauen, daß sie den steigenden Bedarf des künftigen 
Binnenmarktes an Personen- und Güterbeförderun-
gen befriedigen können. Für die Eisenbahnunterneh-
men bedeutet diese Politik vor allem 

1. die koordinierte Schaffung eines wirklich integrier-
ten gemeinschaftlichen Netzes; 

2. die Bereitstellung der Gelder, auch aus Gemein-
schaftsmitteln, für den Bau dieses Netzes. 

Bei der Finanzierung ist in dem Gemeinschaftspro-
gramm vorgesehen, die verfügbaren Mittel im Sinne 
einer größeren Effizienz auf einige vorrangige Vorha-
ben zu konzentrieren, in die alle öffentlichen und pri-
vaten Gelder im Rahmen einer Gesamtfinanzierung 
einfließen müssen. 

41. Der den Eisenbahnunternehmen gewidmete Teil 
des Programms verdient besondere Aufmerksamkeit, 
da die bisherigen Fahrweginvestitionen nicht für den 
Neu- und Ausbau des Fahrweges ausgereicht haben. 
Dieser Entwicklungsrückstand ist um so bedauerli- 

1) ABl. Nr. L 156 vom 28. Juni 1965, S. 11. 
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cher, als die Eisenbahnunternehmen dank neuer 
Techniken über Kapazitätsreserven verfügen und zu-
sätzliches Verkehrsaufkommen bewältigen können. 

Nach Ansicht der Kommission haben im Zuge des 
Ausbaus der Eisenbahninfrastruktur unbeschadet der 
insbesondere im Ausschuß für Verkehrsinfrastruktur 
festgelegten Prioritäten folgende Bereiche Vorrang: 
das Hochgeschwindigkeitsnetz, der kombinierte Ver-
kehr und die Betriebsleitsysteme. Auf den folgenden 
Seiten wird die Haltung der Kommission gegenüber 
dem europäischen Hochgeschwindigkeitsnetz erläu-
tert. Die Kapitel 5 und 6 sind den Betriebsleitsystemen 
bzw. dem kombinierten Verkehr gewidmet. 

42. Die Schaffung eines europäischen Hochge-
schwindigkeitsnetzes gehört zu den Bemühungen der 
Kommission im Zusammenhang mit den „europa-
übergreifenden Netzen", zu denen die Kommission 
auf der Ratstagung Binnenmarkt am 21. Dezember 
1990 eine Mitteilung vorlegen wird. Angestrebt wird 
eine Infrastruktur, die den künftigen Erfordernissen 
der Wirtschaft im vollendeten Binnenmarkt genügt. 
Zu den hierzu vorrangigen markanten Vorhaben, die 
in dieser Mitteilung beschrieben werden, zählt auch 
das europäische Hochgeschwindigkeitsnetz. 

Die Initiativen zur Schaffung eines europäischen 
Hochgeschwindigkeitsnetzes 

43. Europa bietet günstige Voraussetzungen für die 
Schaffung eines Hochgeschwindigkeitsnetzes, da die 
Hauptstrecken in den Mitgliedstaaten bereits klar 
vorgegeben sind. Es gilt nun, das ganze sorgfältig zu 
koordinieren, damit ein einheitliches Gemeinschafts-
system entsteht. Hierzu können 

1. vorhandene Strecken für den Hochgeschwindig-
keitsverkehr ausgebaut werden, wie dies zur Zeit 
in Großbritannien geschieht, damit Geschwindig-
keiten von 200 oder gar 225 km/h gefahren werden 
können; 

2. neue Strecken für den gemischten, d. h. für Perso-
nen- und Güterverkehr, gebaut werden: solche 
Strecken dürfen nur geringe Neigungen aufweisen 
und zwingen damit häufig zu teuren Kunstbau

-

ten; 

3. Strecken ausschließlich für den Personenverkehr 
gebaut werden, bei denen der Investitionsaufwand 
geringer als bei den gemischten Strecken und eine 
optimale Nutzung möglich ist. 

44. Die Frage, ob ein Hochgeschwindigkeitsnetz in 
der Gemeinschaft sinnvoll ist, wurde bereits mehrfach 
untersucht; zu nennen sind hier insbesondere 

— der Bericht „Fortschritte auf dem Weg zu einem 
europäischen Hochgeschwindigkeitsnetz", den 
die Kommission dem Rat am 30. Juni 1986 übermit-
telte 1 ); 

— der Starita-Bericht 2) an das Europäische Parla-
ment (1987); 

1) KOM(86) 341 endg. 
2) EP 109.323/endg.  

— der „Vorschlag für ein europäisches Hochge-
schwindigkeitsnetz", den die Gemeinschaft der 
Europäischen Bahnen (CCFE) am 24. Januar 1989 
der Kommission vorlegte. 

Alle diese Berichte gehen praktisch in die gleiche 
Richtung und gelangen in der Frage, ob ein europäi-
sches Hochgeschwindigkeitsnetz geschaffen werden 
soll, zu ähnlichen Ergebnissen. 

Die Kommission hat beschlossen, dem Rat den an eini-
gen Stellen ergänzten und überarbeiteten CCFE-Vor-
schlag zu übermitteln. 

45. Der CCFE-Bericht ist folgendermaßen geglie-
dert:  

— Darstellung der besonders günstigen Vorausset-
zungen in Europa: Entfernungen, Bevölkerungs-
dichte, Überlastung des Straßen- und Luftver-
kehrsnetzes sowie Umweltprobleme. 

— Stand der einzelstaatlichen Vorhaben, die den 
Kern des Gesamtnetzes bilden sollen. 

— Verknüpfung der einzelstaatlichen Strecken durch 
Einfügen der fehlenden Glieder zu einem europäi-
schen Netz. 

— Schrittweise Verwirklichung über einen Zeitraum 
von 20 bis 25 Jahren. 

— Technische Überlegungen (Fahrzeuge) und wirt-
schaftliche Erwägungen (Zeitgewinn, Wandel der 
Nachfrage, Vorteile für die Allgemeinheit, Wi rt

-schaftlichkeit). 

— Überlegungen zur Finanzierung unter Berücksich-
tigung der Vorteile für die Allgemeinheit. 

— Beitrag eines solchen Netzes zum Zusammen-
wachsen Europas. 

46. Die Kommission betrachtet die in diesem Bericht 
kurz zusammengefaßten Arbeiten als einen wertvol-
len Beitrag. Hierauf aufbauend möchte sie einen ent-
scheidenden Impuls zur Schaffung des Hochge-
schwindigkeitsnetzes geben und dieses zugleich har-
monisch in ihre Verkehrsinfrastrukturpolitik einbe-
ziehen. Es ist nunmehr tatsächlich an der Zeit, erste 
konkrete Ziele festzulegen, damit beurteilt werden 
kann, welche technischen und finanziellen Mittel 
dazu erforderlich sind, sowie Art  und Umfang der zu 
erwartenden Auswirkungen abzuschätzen. 

Die einzelstaatlichen Arbeiten 

47. Die meisten Mitgliedstaaten arbeiten derzeit an 
Hochgeschwindigkeitsprogrammen, die unterschied-
lich weit gediehen sind: Teils sind die Strecken schon 
seit mehreren Jahren in Bet rieb, teils erst in der Pla-
nung. Fast alle Programme sind auf na tionale Erfor-
dernisse zugeschnitten, betreffen die wich tigsten Kor-
ridore und beruhen auf unterschiedlichen Spezifika-
tionen. Zusammen genommen bilden diese Verbin-
dungen das Kernstück und den Ausgangspunkt des 
künftigen europäischen Netzes. 

48. Die Kommission muß über die Planungen der 
einzelnen Mitgliedstaaten Bescheid wissen; sie hat 
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hierzu Konsultationen mit nationalen Sachverständi-
gen aufgenommen, um zu allen geplanten Strecken 
folgende Angaben zu erhalten: 

— Zeitpunkt der Inbetriebnahme, 

— wichtige Kenndaten der Fahrwege und Anlagen, 
— voraussichtliches Verkehrsaufkommen und ge-

plante Verkehrsverbindungen sowie für den Ver-
kehr geplante Fahrzeuge, 

— die Höhe der Anlagen- und Fahrzeuginvestitionen 
sowie die geplante Finanzierungsweise, 

— Gesamtbeurteilung der Wirtschaftlichkeit. 

Die innergemeinschaftlichen Verkehrsachsen 

49. Die europäischen Achsen für den Hochge-
schwindigkeitsverkehr werden vor allem aus der Sicht 
der Gemeinschaft festgelegt. Dabei werden der Reise-
verkehrsbedarf innerhalb der Gemeinschaft und die 
Netze der Mitgliedstaaten und bestimmter Transitlän-
der als Kernstück des künftigen Hochgeschwindig-
keitsnetzes berücksichtigt. 

Es sei darauf hingewiesen, daß sich die Schaffung 
eines europäischen Hochgeschwindigkeitsnetzes 
günstig auf den Eisenbahngüterverkehr, vor allem 
den kombinierten Vekehr, auswirken wird. Dies gilt 
insbesondere für die gemischten Strecken; die Bauko-
sten sind zwar höher als bei reinen Personenverkehrs-
strecken, doch lassen sich die Mehrkosten durch die 
voraussichtlichen zusätzlichen Vorteile ausgleichen. 
Andererseits entstehen durch den Bau reiner Perso

-

nenverkehrsstrecken auf den übrigen Strecken freie 
Kapazitäten für den Güterverkehr. 

50. Auf der diesem Kapitel beigefügten Karte ist ein 
langfristig zu verwirklichendes Netz der Zukunft dar-
gestellt. Dieses Netz umfaßt eigens gebaute neue 
Strecken, für den Hochgeschwindigkeitsverkehr aus-
gebaute Strecken und herkömmliche Strecken, die 
zum Teil zu Verlängerungs- oder Anschlußstrecken 
auszubauen wären. Dieses Netz fügt sich somit ganz 
natürlich in die bestehenden Netze ein, was deren 
Modernisierung und dem Investitionsinteresse neuen 
Auftrieb verleihen und dadurch letztlich zu einem hö-
heren Verkehrsaufkommen beitragen wird. 

Auf der Grundlage der von den Staaten bekanntzuge-
benden Planungen ist ein mittelfristiges Programm für 
ein europäisches Hochgeschwindigkeitsnetz auszuar-
beiten und eine Zeitplanung für dessen Durchführung 
festzulegen. Mit diesen Aufgaben, deren Erledigung 
eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen und in einigen 
Monaten in einer ergänzenden Mitteilung an den Rat 
dargelegt wird, soll eine Arbeitsgruppe betraut wer-
den, in der Vertreter der Mitgliedstaaten und der Ge-
meinschaft der Europäischen Bahnen unter Leitung 
der Kommission zusammenkommen. 

51. Gemäß in der Kommissionsvorlage KOM(89) 238 
endg. vom 5. November 1989 genannten Prioritäten 
für das gemeinschaftliche Aktionsprogramm auf dem 
Gebiet der Verkehrsinfrastruktur ist, um rasch zu Er-
gebnissen zu gelangen, auf kurze Sicht die Verwirkli-
chung folgender Teilstrecken des europäischen Hoch-
geschwindigkeitsnetzes vorrangig: 

Die zwei vorgenannten Strecken, die durch die fran-
zösische Hochgeschwindigkeitsverbindung Pa ris—
Lyon miteinander verbunden werden, sind hochwer-
tige Gemeinschaftsstrecken, da sie neun der zwölf 
Mitgliedstaaten bedienen. Darüber hinaus haben sie 
den Vorteil, völlig anders geartete geographische und 
wirtschaftliche Merkmale aufzuweisen. 

52. Schon heute zeichnen sich in den einzelnen Län-
dern einige Bahnhöfe auf dem herkömmlichen Netz 
ab, die durch Verlängerungen von Hochgeschwindig-
keitsstrecken oder durch Anschlußstrecken an das 
Hochgeschwindigkeitsnetz angebunden werden 
könnten. Der Ausbau des Hochgeschwindigkeitsnet-
zes wird für einen großen Teil des herkömmlichen 
Eisenbahnnetzes eine positive und stimulierende Wir-
kung haben. 

53. Die Schaffung des europäischen Netzes und vor 
allem die Verwirklichung der vorrangigen Vorhaben 
setzen voraus, daß die Lücken im Netz geschlossen 
werden. Dabei handelt es sich um die Teilstücke, die 
die einzelstaatlichen Netze miteinander verbinden 

sollen und unterschiedliche Schwierigkeiten bereiten. 
Entweder sind die Baukosten besonders hoch, weil 
zum Beispiel ein Gebirge überwunden werden muß; 
oder es wird angesichts der jetzigen Auswirkungen 
der Grenznähe nur ein geringes Verkehrsaufkommen 
prognostiziert ; oder es bestehen besondere techni-
sche oder politische Schwierigkeiten. Die Finanzie-
rung dieser fehlenden Teilstücke verdient besondere 
Aufmerksamkeit. 

Die anzustrebende technische Harmonisierung und 
Normung 

54. Mit Blick auf den Binnenmarkt von 1993 bereitet 
die Gemeinschaft die Beseitigung der Verwaltungs-
grenzen vor und bemüht sich die Kommission im Rah-
men ihrer Verkehrspolitik um die Schaffung eines 
rechtlichen Rahmens, damit die entsprechend er-
mächtigten Unternehmen, in erster Linie natürlich die 
im Gebiet der Gemeinschaft niedergelassenen Eisen- 
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bahnunternehmen, Beförderungen im Eisenbahnver-
kehr durchführen dürfen. 

Zum geschichtlichen Erbe der Eisenbahnunterneh-
men gehören bekanntlich viele na tionale und auch 
regionale Besonderheiten, die sich nicht ohne weite-
res ändern lassen. Dennoch erscheint die Schaffung 
eines neuen Netzes, das spätestens in der ersten 
Hälfte des 21. Jahrhunderts voll bet riebsbereit sein 
und europaweit auf wirtschaftliche Weise den Anfor-
derungen der Kundschaft gerecht werden muß, ohne 
ein Mindestmaß an technischer Übereinstimmung 
nicht möglich. Daher bedarf es baldiger und wohl

-
überlegter Entscheidungen. 

Die Glaubwürdigkeit des Plans für ein europäisches 
Netz hängt wesentlich davon ab, daß die Angleichung 
zwar allmählich, aber doch energisch bet rieben wird. 
Die Gemeinschaft der Europäischen Bahnen muß hier 
Schrittmacher sein, wobei die Bereitschaft der Eisen-
bahnindustrie, an einem solchen Vorhaben mitzuar-
beiten, nicht minder wichtig ist. Voraussetzung für 
eine Annäherung ist der gemeinsame politische Wille 
aller Beteiligten. 

Technisch gesehen können unterschiedliche Systeme 
und Spezifikationen selbstverständlich bis zu einem 
gewissen Grad nebeneinander bestehen. Auch wenn 
bisher die Zusammenarbeit der Eisenbahnunterneh-
men stets auf dieser Grundlage beruhte, so entstehen 
dadurch doch hohe Kosten und sinkt die Zuverlässig-
keit der Anlagen. Die europäischen Eisenbahnunter-
nehmen müssen trotz einiger nicht in die Praxis umge-
setzten Expe rimente allgemeingültige, d. h. für ver-
wandte Auslandsverbindungen gültige Pflichtenhefte 
erstellen, da sie nur so Erfolg haben werden. 

55. Bestimmte Parameter müssen vereinheitlicht 
werden, damit im ganzen Netz einheitliche Betriebs-
bedingungen entstehen und eine Zersplitterung der 
Produktion vermieden wird. Die Vereinheitlichung im 
Hinblick auf die Schaffung eines gemeinschaftswei-
ten Netzes muß deshalb folgende Faktoren umfas-
sen: 

— die Besonderheiten des Fahrweges: die Spurweite, 
das Lichtraumprofil, insbesondere die maximalen 
Neigungen, die Krümmungshalbmesser und die 
zulässigen Radsatzlasten, die Stromsysteme sowie 
je nachdem, ob es sich um Strecken für gemischten 
Verkehr oder reinen Personenverkehr handelt, die 
Trassenführung und die zulässige Geschwindig-
keit; 

— die Betriebsleitsysteme, deren Technik und Benut-
zungsvorschriften einheitlich oder zumindest im 
hohen Maße kompatibel sein müssen; 

— die Fahrzeuge, die je nach ihrer Zweckbestim-
mung unabhängig vom Eigentümer und Betreiber 
nach einheitlichen Spezifikationen zu beste llen 
und zu bauen sind; 

— die kommerziellen Bestandteile des „Produkts" 
Hochgeschwindigkeitszug: Leistungsangebot, 
Vermarktung, Tarifgestaltung, Einnahmenauftei-
lung und Buchungssystem. 

56. Konkret schlägt die Kommission vor, kurzfristig 
einen begrenzten Katalog bestimmter Kenndaten für 

Fahrweg und Anlagen des europäischen Hochge-
schwindigkeitsnetzes zur späteren Annahme auszu-
arbeiten. Diese Aufgabe soll einer Arbeitsgruppe 
übertragen werden, in der die verschiedenen Interes-
sen vertreten wären (Kommission, Staaten, Eisen-
bahnunternehmen und Indust rie). 

57. Darüber hinaus möchte die Kommission den 
Schwerpunkt auf die industrie lle Dimension dieses 
Vorhabens legen. Der von der gemeinschaftlichen Ei-
senbahnindustrie zu deckende Fahrzeug- und Anla-
genbedarf ist groß; bei den Pflichtenheften und tech-
nischen Spezifikationen zu diesen Lieferaufträgen 
wird die gemeinschaftliche Dimension zu berücksich-
tigen sein, weshalb die Kommission anbietet, die 
hierzu erforderlichen Vorarbeiten zu leiten. 

Bewertung der wirtschaftlichen und finanziellen 
Gesichtspunkte 

58. Die Entscheidung der Europäischen Gemein-
schaft, ein Hochgeschwindigkeitsnetz zu schaffen, 
beruht auf einer Prüfung des gesamtwirtschaftlichen 
Interesses eines solchen Vorhabens. Diesen Ansatz 
haben selbstverständlich auch die Mitgliedstaaten vor 
den Entscheidungen über ihre eigenen Vorhaben ver-
folgt. 

Maßgeblich für die Gemeinschaft ist das Gesamtnetz 
und damit insbesondere die Feststellung der „fehlen-
den Glieder". Diese müssen von der Gemeinschaft 
nicht losgelöst vom Gesamtnetz, sondern als dessen 
unerläßlicher Bestandteil untersucht werden. 

Zur häufig schwierigen Finanzierung dieser Teil-
stücke muß auf die unterschiedlichsten Möglichkeiten 
zurückgegriffen werden: Eigenmittel, Kapitalmarkt, 
Finanzhilfen der Staaten und/oder der Gemeinschaft, 
Zinsvergünstigungen; die Gelder müssen aus ver-
schiedenen Quellen und auch von den gemeinschaft-
lichen  Finanzeinrichtungen stammen. Der veran-
schlagte Mittelbedarf wird regelmäßig entsprechend 
der Entwicklung der einzelnen Abschnitte des Vorha-
bens aktualisiert. 

Künftiges Vorgehen der Gemeinschaft 

59. Vor dem oben beschriebenen Hintergrund ist 
folgendes Vorgehen angezeigt: 

— Durch Koordinierung der nationalen Planungen 
soll (in einer Arbeitsgruppe) die Schaffung des 
Netzes vorbereitet werden. 

— Einige Kenndaten des Fahrwegs und der Anlagen 
sind zur Gewährleistung ihrer Kompatibilität zu 
vereinheitlichen (Arbeitsgruppe). 

— Die Gemeinschaft muß in die Lage versetzt wer-
den, zur Finanzierung des Netzes, insbesondere 
seiner unrentabelsten, für die Geschlossenheit des 
Gesamtnetzes aber notwendigen Glieder, beizu-
tragen. 

Die Kommission schlägt dem Rat daher vor, die dazu 
als Anhang III beigefügte diesbezügliche Entschei-
dung zu erlassen. 
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KAPITEL 5 

Betriebsleitsysteme und Sicherheit: Forschung 
und Technologie 
Maßnahmen zur Verbesserung des 
Verkehrsflusses und der Sicherheit 

60. Wenn das europäische Eisenbahnsystem eines 
Tages Wirklichkeit werden soll, sind gezielte Anstren-
gungen erforderlich, damit Züge und Anlagen im 
grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzt werden 
können. Wegen der Langlebigkeit der Eisenbahnan-
lagen und der Unterschiede, die von Land zu Land 
bestehen und einen Schutz für die einzelstaatlichen 
Märkte darstellen, ist die Entwicklungsarbeit an „eu-
ropäischen Anlagen" nicht weit gediehen. Im Gegen-
satz zu anderen Verkehrsträgern, bei denen die 
Schnelligkeit des technischen Fortschritts die Kon-
strukteure in verschiedenen Ländern hat ähnliche 
Wege beschreiten lassen und aufgrund der potentiel-
len Vorteile einer Großproduktion nationale Schran-
ken gefallen sind, sind die Eisenbahnen bei der An-
passung ihrer Technik erstaunlich zurückhaltend ge-
blieben. 

Sogar bei technischen Neuerungen wie dem elektri-
schen Antrieb haben sich die Eisenbahnunternehmen 
für unterschiedliche Systeme entschieden. Auch 
wenn sich dies zum Teil sicherlich mit technischen 
Weiterentwicklungen erklären läßt, so war innerhalb 
der Eisenbahnindustrie der Druck, nach gemeinsa-
men Lösungen zu suchen oder sich bei der Herstel

-

lung zusammenzuschließen, doch recht gering. Heute 
gibt es gewisse Anzeichen für ein bisher nur zögern-
des Umdenken, weshalb die Eisenbahnen ermuntert 
und dazu bewogen werden müssen, rasch zu offenen 
Märkten überzugehen, wie sie bei anderen Verkehrs-
trägern üblich sind. 

61. Man könnte meinen, daß die Frage der Eisen-
bahnbetriebsleitsysteme zu technisch sei und nicht in 
diese Mitteilung gehöre. Nicht zu leugnen ist jedoch, 
daß im Rahmen der umfassenden Vorbereitung eines 
europäischen Systems auch die Probleme der Be-
triebsleitung angegangen und gelöst werden müssen. 
Dank neuer kompatibler Systeme könnte darüber hin-
aus die Sicherheit im Eisenbahnverkehr gegenüber 
dem schon jetzt hohen Niveau weiter verbessert wer-
den. Die sicherheitstechnischen Vorzüge der Eisen-
bahnunternehmen werden im allgemeinen übrigens 
nicht wahrgenommen und verdienen angesichts im-
mer längerer Staus in der Gemeinschaft zweifellos 
eine größere Beachtung. 

Kurzfristig müssen die vorhandenen Betriebsleitsy-
steme aneinander so angepaßt werden, daß die Züge 
im grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzt wer-
den können. Dies ist zum Teil bereits geschehen, doch 
könnte mit verhältnismäßig wenig Aufwand noch viel 
mehr getan werden, um dieses Ziel rasch zu errei-
chen. 

Mittelfristig sollte die Schaffung eines kompatiblen 
Betriebsleitsystems angestrebt werden, das sich die 
neuesten Errungenschaften der Telekommunika- 
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tions- und Informationstechniken zunutze macht. Die 
Kosten eines solchen Systems werden hoch sein, doch 
dürfte sein potentieller Nutzen als Rechtfertigung ei-
nes gemeinsamen Programms ohne weiteres genü-
gen. Ziel sollte es sein, eine gemeinsame Lösung für 
die Zukunft festzulegen: Dies ist eine einzigartige 
Gelegenheit, die betriebliche Einheit des europäi-
schen Eisenbahnnetzes wiederherzustellen und damit 
zu einem echten gesamteuropäischen System zu ge-
langen. 

62. Aufgrund der diesbezüglichen Arbeiten wer-
den 

— die Verkehrssteuerung besser und der Verkehr 
flüssiger; 

— die Kontrolle und Überwachung durch bessere 
Ausrüstung und durch Steigerung der Leistungsfä-
higkeit der Systeme zuverlässiger; 

— die Zuverlässigkeit größer, da bessere Backup- 
und Überwachungsanlagen bereitstehen, und die 
Leistungsfähigkeit des Systems gesteigert; 

— die Sicherheit größer; 

— die Streckenkapazität höher. 

Ein neues gemeinsames System kann in folgenden 
Bereichen von praktischem Nutzen sein: 

— Erstens wird es möglich sein, automatisierte Si-
cherheitssysteme von hoher Qualität auch auf we-
niger befahrenen Strecken in Regionen in Rand-
lage einzuführen. 

— Zweitens werden sich die Arbeitsbedingungen 
derjenigen verbessern, die bislang strapaziöse 
Funktionen mit hoher Verantwortung für die Si-
cherheit ausüben (z. B. Lokführer und Stellwerks

-

personal). 

— Drittens wird die Errichtung einer Echtzeitdaten-
bank über den Eisenbahnbetrieb die Abwicklung 
und Steuerung des Verkehrs erheblich erleichtern 
und damit die Qualität der angebotenen Leistun-
gen verbessern. 

63. Ein neues System zur Verkehrsüberwachung 
setzt einen verstärkten Austausch zwischen Fahrzeu-
gen und Fahrweg voraus, d. h. Datenaustausch zwi-
schen Strecke und Zug und Bestimmung des Stand-
orts von einzelnen Fahrzeugen und Zügen. Die Eisen-
bahnen können offenbar an den im Straßenverkehr 
erzielten Fortschritten teilhaben. Gleichzeitig eignen 
sie sich als klar abgegrenzter und geschützter Bereich 
naturgemäß äußerst gut für die praktische Anwen-
dung von Kommunikationstechniken und Entwick-
lungen des DRIVE und ähnlicher Programme; dies 
wird weltweit auch zunehmend erkannt. Traditionelle 
Eisenbahnlieferanten müssen inzwischen gegen 
Wettbewerber aus Bereichen wie der Telekommuni-
kation und der Avionik antreten. Für eine weltweite 
Produktion im großen Maßstab dürften durchaus 
Möglichkeiten bestehen, doch wird der Wettbewerb 
scharf sein. 

Mögliche Forschungsaktionen der Gemeinschaft 

64. Es kristallisiert sich ein immer deutlicheres Ein-
vernehmen über ein gemeinsames Konzept für ein 
neues Eisenbahnverkehrsleitsystem heraus. Die Vor-
züge eines gemeinsamen Vorgehens liegen natürlich 
beim geplanten Hochgeschwindigkeitsnetz beson-
ders deutlich auf der Hand, doch ist der Kosten- und 
Forschungsaufwand für die Schaffung eines neuen 
europäischen Standardsystems so groß, daß die euro-
päischen Unternehmen wohl nur bei einer Bündelung 
ihrer Anstrengungen hoffen dürfen, im Wettbewerb 
mitzuhalten. Dieses Vorhaben soll Vorrang erhalten. 
Die Kommission beabsichtigt zu prüfen, wie eine 
brauchbare Finanzierung auf Gemeinschaftsebene 
aussehen könnte, und wird dabei auf die mit DRIVE 
und ähnlichen Programmen gesammelten Erfahrun-
gen zurückgreifen. 

Erstes Anwendungsfeld für das einmal fertiggestellte 
System werden neue Hochgeschwindigkeitsver-
kehre, aber auch herkömmliche Strecken sein, damit 
die Eisenbahnen bei Just-in-time-Güterlieferung 
wettbewerbsfähiger werden. Dies soll jedoch nur die 
erste Stufe bilden, da ähnliche oder abgeleitete Sy-
steme auch in dünn besiedelten Gebieten und auf 
überlasteten Stadtstrecken eingesetzt werden kön-
nen. 

65. Die Eisenbahnforschung im allgemeinen kann 
aus dem Blickwinkel der Ingenieurwissenschaften als 
recht erfolgreich gelten, hat in der Gemeinschaft aber 
ebenfalls darunter gelitten, daß keine Anreize für die 
Suche nach länderübergreifenden Lösungen bestan-
den. Wenn die Eisenbahnunternehmen ihr techni-
sches Potential nutzen wollen, müssen sich die Ein-
stellungen ändern und neue Verfahren entwickelt 
werden. Die, Erfolge der gemeinschaftlichen For-
schungsprogramme vergangener Jahre lassen auch 
für den Eisenbahnbereich hoffen. Diese A rt  der Zu-
sammenarbeit wird es ermöglichen, 

1. Überschneidungen zu vermeiden; zur Zeit hat bei-
spielsweise jeder Mitgliedstaat neue Triebfahr-
zeugtypen, die trotz im Grunde genommen ähnli-
cher Aufgaben alle verschieden sind; 

2. höheren Nutzen aus einer koordinierten Forschung 
zu ziehen; 

3. Sachverständige verschiedener Fachrichtungen 
für Gemeinschaftsprogramme zusammenzubrin-
gen; dies würde den Eisenbahnen zugute kommen, 
die technisch gesehen eher eigene Wege gegan-
gen sind. 

66. Die Kommission beabsichtigt dem Rat in Kürze 
ein Forschungsprogramm (EURET) vorzulegen, das 
Teil des Rahmenprogramms 1987 —1991 ist und auch 
einige für die Eisenbahn vorrangige Vorhaben um-
faßt. Da jedoch die Haushaltsmittel der Gemeinschaft 
derzeit begrenzt sind, fehlen einige wich tige For-
schungsthemen, z. B. Aerodynamik, Lärm und Schie-
nenverschleiß unter verschiedenen Betriebsbedin-
gungen. Diesen Punkten wird zukünftig gebührend 
Rechnung zu tragen sein. 
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Datenfernübertragungs- und Informationstechnik — 
das Beispiel des grenzüberschreitenden Verkehrs 

67. Zur Steigerung ihrer Effizienz sind die Eisen-
bahnunternehmen auf Entwicklungen in den oben 
genannten Disziplinen angewiesen. Bei Angaben 
über Güterwagenbewegungen (Hermes) und bei Sitz-
platzbuchungen funktioniert der Austausch zwischen 
den Eisenbahnunternehmen bereits gut. Diese Sy-
steme befinden sich allerdings noch in einem frühen 
Entwicklungsstadium. Hohe Erwartungen werden für 
die Zukunft auch in die automatische ultraschnelle 
Übertragung von Daten und deren Echtzeitanalyse 
zur Entscheidungsvorbereitung gesetzt. Die Arbeit 
der Kommission auf diesem Gebiet muß verstärkt und 
auf Bereiche konzentriert werden, die für die Eisen-
bahnunternehmen rasch von konkretem Nutzen 
sind. 

68. Der grenzüberschreitende Verkehr sei als Bei-
spiel für einen Bereich genannt, in dem die Technik 
den Eisenbahnunternehmen zugute kommen kann. 
Bis zu einem gewissen Grad werden die an den Gren-
zen bestehenden Schwierigkeiten von den Eisen-
bahnunternehmen selbst verursacht: Lokomotiven-
wechsel, Zugkontrollen usw. Doch für andere Pro-
bleme sind die Grenzdienststellen verantwortlich; 
hier könnte einiges durch einen besseren und schnel-
leren Informationsaustausch erreicht werden. 

KAPITEL 6 

Kombinierter Verkehr 

Die Rolle der Gemeinschaft 

69. Die erste gemeinschaftliche Rechtsvorschrift auf 
diesem Gebiet ist die Richtlinie 75/130/EWG des Ra-
tes 1) aus dem Jahre 1975 über die Festlegung gemein-
samer Regeln, um im grenzüberschreitenden kombi-
nierten Verkehr Schiene/Straße (im folgenden mit KV 
abgekürzt) mengenmäßige Beschränkungen (Kontin-
gente) und gewisse adminis trative Formalitäten (Ge-
nehmigungen) abzuschaffen. Seither ist die Richtlinie 
mehrfach geändert worden, um 

— die liberalen Regeln des kombinierten Verkehrs 
Schiene/Straße auf die Binnenschiffahrt auszudeh-
nen; 

— die Steuer auf die im kombinierten Verkehr einge-
setzten Fahrzeuge zu senken; 

— alle Formen des kombinierten Verkehrs, auch den 
Containerverkehr, in den Genuß dieser Vergünsti-
gungen kommen zu lassen. 

Darüber hinaus hat der Rat der Europäischen Ge-
meinschaften die Verordnung (EWG) Nr. 1658/82 2) 
über Beihilfen im Eisenbahn-, Straßen- und Binnen-
schiffsverkehr erlassen. Die meisten Mitgliedstaaten 
nutzten diese Verordnung, um Zuschüsse zu Investi-
tionen in die für den KV notwendige Infrastruktur und 
in Umschlaganlagen zu gewähren. 

1) ABl. Nr. L 48 vom 22. Februar 1975, S. 31. 
2) ABl. Nr. L 184 vom 29. Juni 1982, S. 1.  

Am 14. März 1989 3) stimmte der Rat einer Verlänge-
rung der Beihilferegelung bis Ende 1992 zu und er-
weiterte deren Geltungsbereich, indem er die Gewäh-
rung von Beihilfen zu Bet riebskosten genehmigte, so-
fern es sich um KV durch Drittländer handelt. 

Angesichts der wachsenden Bedeutung des KV muß 
es oberstes Ziel der Gemeinschaft sein, die Vorausset-
zungen zu schaffen, unter denen die Beteiligten und 
die Mitgliedstaaten Bestehendes ausbauen und 
Neues entwickeln können. Dieses Kapitel befaßt sich 
mit den Möglichkeiten hierzu. 

70. Entwicklung des kombinierten Verkehrsmarktes: 
In den letzten zehn Jahren hat sich der innergemein-
schaftliche Huckepackverkehr (Beförderung von 
kompletten Lastzügen, von Sattelaufliegern und von 
Wechselbehältern 4) vervierfacht, woran deutlich 
wird, daß diese Form der Beförderung über große Ent-
fernungen eine echte Alterna tive zum Güterkraftver-
kehr darstellt. Obwohl der grenzüberschreitende KV 
schneller zunimmt als der inländische, entfallen 60 % 
des gesamten Huckepackverkehrs auf das Inland, 
und zwar hauptsächlich in der Bundesrepublik 
Deutschland, in Frankreich und in Italien. Aus wirt-
schaftlichen und praktischen Gründen werden in Zu-
kunft wohl die Wechselbehältersysteme weiterent-
wickelt, obwohl auch zahlreiche neue Techniken an-
geboten werden. Zugleich wird sich der zunehmende 
Containereinsatz, insbesondere im Überseeverkehr, 
fortsetzen. 

71. Alpenquerender Verkehr: Im Nord-Süd-Verkehr 
über die Alpen wurden 1970 rund 27 Millionen Ton-
nen, 1985 aber bereits 56 Millionen Tonnen beför-
dert 5). Die Beförderungsleistung der Eisenbahnunter-
nehmen stieg zwar von 21,6 auf 25,9 Millionen Ton-
nen, doch fiel ihr Marktanteil von 81 auf 46 %; im glei-
chen Zeitraum kletterte die im Güterkraftverkehr be-
förderte Menge von 5 auf 30 Millionen Tonnen. Etwa 
6 Millionen Tonnen werden zur Zeit huckepack über 
die Alpen befördert. Die Österreichische Bundesbahn 
hat sich zum Ziel gesetzt, bis Mitte der neunziger 
Jahre 70 % des Verkehrs über den Brennerpaß auf der 
Schiene abzuwickeln. Die schweizerischen Behörden 
planen ebenfalls, die Kapazität der Eisenbahn zu er-
höhen. 

Angestrebt wird, den Verkehr in den kommenden 
Jahren in ganz entscheidendem Umfang von der 
Straße auf die Schiene zu verlagern. Hierzu müssen 
das Eisenbahnnetz der Gemeinschaft weiter ausge-
baut und neue Huckepackterminals gebaut werden. 
Es bleibt abzuwarten, ob die Ausweitung des „her-
kömmlichen" Konzepts ausreicht. Wenn die Eisen-
bahnunternehmen in diesem bedeutenden Korridor 
erfolgreich sind, wird damit nicht nur ein großes ge-
sellschaftliches Problem gelöst, sondern auch das An-
sehen sämtlicher Eisenbahnunternehmen in der Ge-
meinschaft gesteigert. 

3) ABl. Nr. L 116 vom 28. April 1989, S. 24. 
4) Ein Wechselbehälter ist im Grunde ein Binnencontainer, der 

nicht den gleichen Belastungen wie ein ISO-Container aus-
gesetzt und deshalb wesentlich leichter und billiger ist. 

5) Quelle: Internationale Vereinigung der Huckepackgesell-
schaften. 
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Mittelfristige Entwicklung — ein Beispiel für den 
Transitverkehr 

72. Mit dem Interesse am KV hat auch die Zahl der 
Neuentwicklungen zugenommen. Obwohl die beste-
hende Technik immer leistungsfähiger und wirt-
schaftlicher geworden ist, gibt es eine Reihe von 
neuen Fahrzeugtypen für den KV, die den Umschlag 
zwischen Straße und Schiene noch weiter vereinfa-
chen, verbilligen und beschleunigen sollen, was zu-
sätzlichen Verkehr anziehen könnte. 

73. Zu den gegenwärtigen Schwierigkeiten des KV 
gehört, daß 

— die Umschlaganlagen teuer sind und ihr Betrieb 
aufwendig ist; 

— für die Unternehmen des gewerblichen Güter-
kraftverkehrs und des Werkverkehrs eine zu enge 
Bindung zwischen dem KV und den Eisenbahnen 
besteht und geschäftliche Risiken gesehen wer-
den; 

— die Bedingungen für die Teilnahme am KV kom-
pliziert sein können. 

74. Einige dieser Schwierigkeiten dürften sich durch 
neue Verfahren besei tigen lassen. Am Beispiel des 
alpenquerenden Verkehrs sei hier eine Strategie vor-
gestellt, wie neue Benutzer geworben werden könn-
ten: 

1. Auf beiden Seiten der Alpen, bis hinauf in die Nie-
derlande, werden Transitlager eingerichtet. Wenn 
in diesen Lagern neue Fahrzeuge zum Einsatz kä-
men und auf Kräne usw. verzichtet werden könnte, 
wäre ihr Bau kostengünstig. 

2. In den Lagern stehen den Güterkraftverkehrsun-
ternehmen gegen eine Miet- bzw. Leasinggebühr 
sowie die Gebühr für die Eisenbahnbeförderung 
KV-geeignete Sattelanhänger zur Verfügung. Die 
Lager sind durch fahrplanmäßige Züge miteinan-
der verbunden, so daß das Leistungsangebot u. a. 
dank computergestützter Buchungssysteme abso-
lut zuverlässig ist. 

75. Dieser innovative Ansatz böte folgende Vor-
teile: 

— die Lager können mit geringem Kostenaufwand in 
der Nähe der wichtigsten Zentren errichtet wer-
den; 

— Güterkraftverkehrsunternehmen brauchen keinen 
unmittelbaren geschäftlichen Kontakt mit den Ei-
senbahnen aufzunehmen, womit die Einwände ei-
niger kleiner Unternehmen entkräftet sind; 

— die Fahrzeuge können gemietet werden, wodurch 
die Einstiegskosten niedrig sind und nicht von 
vornherein langfristige Verpflichtungen entste-
hen; 

— die Industrie der Gemeinschaft hätte die Möglich-
keit, mit geringem finanziellen Aufwand ein ex-
portfähiges, für die Massenproduktion bestimmtes 
Straße-Schiene-Fahrzeug zu entwickeln. 

Die Kommission hält es für wichtig, solche Strate-
gien zu prüfen und alle gangbaren Möglichkeiten 
zur Lösung des Alpenproblems in Erwägung zu 
ziehen. 

Die politischen Ziele der Gemeinschaft 

76. Die wirtschaftliche Bilanz des KV muß besser 
werden. Hierzu 

— ist die Eisenbahninfrastruktur auszubauen und da-
bei auch das Lichtraumprofil zu erweitern, sofern 
Niederflurwagen nicht ausreichen; 

— sind die Kosten durch einen schnelleren Wagen-
umlauf und eine Optimierung des Terminal-Be-
triebs zu senken; 

— sind die Rahmenbedingungen zu verbessern: Die 
noch bestehenden administrativen Beschränkun-
gen im unbegleiteten Verkehr müssen aufgeho-
ben, die Fahrzeuge je nach deren Einsatz auf 
Straße oder Schiene besteuert, die freie Preisbil-
dung eingeführt und der Werkverkehr gefördert 
werden. 

Insbesondere in Zusammenhang mit den letztgenann-
ten Punkten sind gemeinschaftliche Initiativen mög-
lich. 

77. Zugang zum Markt: Die Richtlinie 75/130/EWG 
enthält Bestimmungen über die Liberalisierung des 
Zu- und Ablaufs auf der Straße. Als die Richtlinie 1975 
erlassen wurde, schuf sie für den KV eine Regelung, 
die erheblich freizügiger war als die damals im Güter-
kraftverkehr geltende. Allerdings wurden in der jüng-
sten Vergangenheit und werden noch immer be-
trächtliche Fortschritte bei der schrittweisen Liberali-
sierung des grenzüberschreitenden Güterkraftver-
kehrs erzielt. 

Daher gilt für den KV inzwischen nicht mehr eine 
günstigere Marktregelung als für den Güterkraftver

-

kehr, vielleicht ist sogar eher das Gegenteil der Fall. 

Die Entwicklungsmöglichkeiten des KV sind insbe-
sondere dadurch beschränkt, daß der Straßenvor- und 
-nachlauf im Rahmen des innergemeinschaftlichen 
KV ausschließlich den vor Ort ansässigen Güterkraft-
verkehrsunternehmen vorbehalten ist. Dies bedeutet 
zum Beispiel, daß ein im Land A niedergelassener 
Verkehrsunternehmer, der seinen Sattelauflieger 
oder Wechselbehälter mit dem Zug nach dem Land B 
schickt, die Sendung dort nicht mit seiner eigenen 
Zugmaschine am Zielbahnhof abholen und zum Be-
stimmungsort bringen darf, weil dies als Kabotage gilt 
und damit untersagt ist Derselbe Unternehmer hätte 
bei einer durchgehenden Haus-Haus-Beförderung im 
Straßenverkehr keine solchen Schwierigkeiten. 

Beim grenzüberschreitenden Straßenvor- und -nach

-

lauf im Rahmen des innergemeinschaftlichen KV ist 
die Lage von Land zu Land unterschiedlich. In einigen 
Mitgliedstaaten sind alle Güterkraftverkehrsunter-
nehmen der Gemeinschaft zugelassen, in anderen 
wiederum ist der Zugang den im Herkunfts- bzw. im 
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Bestimmungsland niedergelassenen Unternehmen 
vorbehalten. 

Im Hinblick auf die bevorstehende Liberalisierung 
des grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs ist es 
äußerst wichtig, daß alle Güterkraftverkehrsunter-
nehmen der Gemeinschaft ungeachtet ihrer Staatsan-
gehörigkeit Zugang zum Straßenvor- und -nachlauf 
haben, wenn diese Teil einer im KV durchgeführten 
Beförderung zwischen Mitgliedstaaten sind. 

78. Preisbildung: Auch hier sollte der Grundsatz der 
Gleichbehandlung mit dem grenzüberschreitenden 
Güterkraftverkehr angewandt werden. Der Straßen -
vor- und -nachlauf im Rahmen des grenzüberschrei-
tenden KV unterliegt in einigen Mitgliedstaaten ver-
bindlichen Tarifen; diese sind recht hoch und können 
eine Verlagerung des Verkehrs zum KV zum Teil ver-
hindern. Da der innergemeinschaftliche KV im unmit-
telbaren Wettbewerb zum innergemeinschaftlichen 
Güterkraftverkehr steht, wo die freie Preisbildung be-
reits üblich ist, muß natürlich auch für den grenzüber-
schreitenden KV eine Regelung für die freie Preisbil-
dung gefunden werden. 

79. Steuerliche Maßnahmen: Straßenfahrzeuge, die 
im KV eingesetzt werden, beanspruchen das Straßen-
netz weniger als herkömmliche Straßenfahrzeuge und 
zahlen mit dem Eisenbahntarif auch für den Fahrweg 
der Eisenbahnunternehmen; 1982 hat die Gemein-
schaft Maßnahmen ergriffen, um eine Doppelbela-
stung zu vermeiden. 

In der Praxis ist jedoch zu beobachten, daß die Vor-
schriften zur Steuerentlastung innerhalb der Gemein-
schaft nicht einheitlich angewandt werden. Dies 
hängt teilweise damit zusammen, daß die Steuersy-
steme von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat sehr unter-
schiedlich sind, was im Zuge der Vollendung des  Bin-
nenmarktes bis 1993 zu behandeln sein wird. Bis da-
hin ist eine gewisse Harmonisierung der steuerlichen 
Sondermaßnahmen für den KV wünschenswert, damit 
diese eine größere Wirkung erhalten. 

Vorschlag der Kommission 

80. Der als Anhang IV beigefügte Vorschlag der 
Kommission berücksichtigt die vorstehend genannten 
Punkte und enthält z. B. auch Sonderbestimmungen, 
um den KV für den Werkverkehr weiter zu öffnen, 
indem der Geltungsbereich der Richtlinie von 1982 
auf den Werkverkehr ausgedehnt wird. In diesem Zu-
sammenhang sei erwähnt, daß die Gemeinschaft der 
Europäischen Bahnen, der auch die Eisenbahnunter-
nehmen der Schweiz und Österreichs angehören, zur 
Zeit die künftige Entwicklung des KV in Europa un-
tersucht. Zweck dieser von der EG mitfinanzierten 
Untersuchung ist vor a llem, den künftigen Fahrweg

-

bedarf zu ermitteln und ein Programm für den Ausbau 
des KV-Netzes aufzustellen. Die Ergebnisse werden 
Ende 1989 vorliegen. 

KAPITEL 7 

Eisenbahnunternehmen in Randlage, Transit- 
und Drittländern sowie in städtischen 
Nahverkehrssystemen 

Eisenbahnunternehmen in Randlage 

81. In großen Teilen Europas weist das Eisenbahnsy-
stem eine einheitliche Spurweite und ein einheitliches 
Verfahren zum Kuppeln von Lokomotiven, Reisezug- 
und Güterwagen auf. Irland und die iberische Halbin-
sel haben eine andere Spurweite; Skandinavien sowie 
Großbritannien, Seeland, Sardinien, Sizilien und an-
dere kleine Inseln sind durch das Meer, die iberische 
Halbinsel und Italien durch hohe Berge vom Haupt-
netz abgeschnitten; in der Sowjetunion sind nicht nur 
die Spurweite und die Kuppeltechnik, sondern das 
gesamte Eisenbahnsystem völlig unterschiedlich. Die 
Eisenbahnen in der Türkei, dem Nahen Osten und 
den nordafrikanischen Ländern haben die gleichen 
Hauptkenndaten wie das mitteleuropäische Netz und 
könnten somit enger angebunden werden. 

82. Auch wenn in der ersten Hälfte dieses Jahrhun-
derts keine unüberwindlichen technischen Hinder-
nisse für den Zugverkehr zwischen Rom und War-
schau oder Paris und Athen bestanden, so wurde die-
ses zentrale Netz doch nie als Gesamtsystem betrie-
ben. Hinzu kommt, daß in der zweiten Hälfte dieses 
Jahrhunderts ernste Hindernisse aufgetaucht sind, die 
einen Verbund heute de facto unmöglich machen: 

— Handelshemmnisse — Die politischen Entwicklun-
gen nach dem Kriege haben dazu geführt, daß der 
Westen und der Osten ihre gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen eingefroren haben, 
weshalb der Ost-West-Verkehr seither eine unter-
geordnete Rolle spielt und Koordinierungsbemü-
hungen überflüssig waren; 

— technische Hindernisse — Für technische Neue-
rungen, insbesondere bei den Strom- und Betriebs-
leitsystemen, galten verschiedene und oft unver-
einbare einzelstaatliche Normen. 

83. Inzwischen ist allerdings eine Besei tigung dieser 
Hindernisse absehbar; die politischen Entwicklungen 
in Osteuropa dürften zu einer Intensivierung der Ost

-

West-Beziehungen und damit auch zu einem höheren 
Verkehrsaufkommen führen. Die Entwicklung des 
Hochgeschwindigkeitsverkehrs bietet die Chance, 
neue einheitliche Betriebsleitsysteme für Europa zu 
schaffen, falls dies nicht gelingen sollte, aber auch die 
Gefahr, daß sich die europäischen Eisenbahnunter-
nehmen noch weiter auseinanderentwickeln. 

84. Im Sinne des Binnenmarktes muß ein vernünfti-
ges Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Tei-
len des Netzes angestrebt werden. Die Vorteile eines 
integrierten Netzes dürfen, wenn der Binnenmarkt 
ein wirtschaftlicher und sozialer Erfolg werden so ll , 
nicht nur den zentralen Regionen der Gemeinschaft 
zugute kommen. 

Wie bereits erwähnt, liegen die größten Vorteile der 
Eisenbahnunternehmen im Fernverkehr, weshalb 
auch in den Gebieten in Randlage das verbesserte 
Leistungsangebot auf den neuen Strecken spürbar 
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sein sollte. Das gleiche gilt für die Bildung von Gesell-
schaften in der Gemeinschaft, die den grenzüber-
schreitenden Eisenbahnverkehr fördern sollen. Dane-
ben ist allerdings darauf zu achten, daß eingleisige 
und weniger befahrene Strecken bei der Forschung 
und der Zuteilung von Investitionsmitteln nicht zu 
kurz kommen, damit auch dort das Leistungsangebot 
besser wird. 

Eisenbahnunternehmen in Randlage und 
Hochgeschwindigkeitsnetz 

85. Der Ausbau bestehender Strecken für höhere 
Geschwindigkeiten und der Bau neuer Hochge-
schwindigkeitsstrecken bedeuten mehr Qualität für 
die Benutzer und eine Steigerung der Streckenkapa-
zität. Der Kapazitätseffekt wird jedoch in Frage ge-
stellt oder gar zunichte gemacht, sobald die Strecken 
gleichzeitig von schnellen und langsamen Zügen be-
fahren werden (die Streckenkapazität steigt mit zu-
nehmender Reisegeschwindigkeit der Züge und 
nimmt um so mehr ab, je größer die Geschwindig-
keitsunterschiede zwischen überholendem und über-
holtem Zug sind); die Verkehrsspezialisierung ist so-
mit eine Grundvoraussetzung für eine volle Aus-
schöpfung des Kapazitätseffekts. Im zentralen Netz 
gibt es genügend Alternativstrecken für eine solche 
Spezialisierung; in Gebieten in Randlage, wo Aus-
weichstrecken wegen der geringen Verkehrsdichte 
nicht lohnen, ist dies meist nicht der Fall. Zusammen-
fassend sei gesagt, daß für verkehrsarme Strecken 
einfache und wirkungsvolle Maßnahmen zur Verbes-
serung des Leistungsangebots erforderlich sind. Diese 
Systeme werden nicht die gleichen wie auf Hochge-
schwindigkeitsstrecken sein, bei den Arbeiten am 
Hochgeschwindigkeitsverkehr wahrscheinlich aber 
als Nebenprodukt anfallen. 

86. Alternative Konzepte mit der Einbeziehung 
mehrerer Verkehrsträger können gleichwertige und 
kostengünstigere Verkehrslösungen sein. Zu erwä-
gen sind qualitativ anspruchsvolle Flugdienste zur 
Personenbeförderung zwischen den meisten wichti-
gen Städten in Randlage und zentralen Schiene-Luft-
Umsteigeorten sowie hochwertige Seefrachtverbin-
dungen zwischen Regionen in Randlage und zentra-
len Schiene-Wasser-Umschlaganlagen. In bestimm-
ten Fällen können dies die kostengünstigsten Lösun-
gen für private und öffentliche Haushalte sein, die 
allerdings die Entwicklung angemessener Techniken 
für die Umsteige- und Umschlaganlagen erfordern; 
sie wären die multimodale Ergänzung des gemein-
schaftlichen Hochgeschwindigkeitsnetzes. Damit die-
ses Konzept Wirklichkeit wird, müßten allerdings aus-
reichende Mittel für den Streckenneu- und -ausbau 
bereitstehen. 

Eisenbahnunternehmen in Transit- und Drittländern 

87. Obwohl diese Mitteilung nur die Eisenbahnun-
ternehmen der Gemeinschaft bet rifft, ist es natürlich 
wichtig, auch die Gegebenheiten von Drittländern zu 
berücksichtigen, die das gleiche Eisenbahnsystem ha-

ben. Die zwei bedeutsamen Gesichtspunkte hier 
sind 

— der Transitverkehr und 

— die Auswirkungen von besseren Verbindungen 
mit Drittländern. 

88. Die Schwierigkeiten im alpenquerenden Ver-
kehr und im übrigen Transitverkehr dürften in Zu-
kunft noch größer werden. Damit die innergemein-
schaftlichen Verbindungen, insbesondere zwischen 
Italien und Griechenland, nicht leiden, müssen mög-
lichst günstige Transitvereinbarungen getroffen wer-
den. Dies bedeutet, daß die einzelnen Verkehrsträger 
so eingesetzt werden, daß der Mitteleinsatz möglichst 
optimal ist und dem immer dringlicher werdenden 
Umweltschutz Rechnung getragen wird. Den Eisen-
bahnunternehmen kommt hierbei eine wichtige Ro lle 
zu, wobei insbesondere im kombinierten Verkehr ein 
Gemeinschaftskonzept entwickelt werden muß. In 
Kapitel 6 wird ausführlicher darauf eingegangen. 

89. Von besonderer Bedeutung ist auch der zweite 
Punkt, da das Eisenbahnsystem der Gemeinschaft 
Ausgangspunkt für ein zum Beispiel auch Skandina-
vien und osteuropäische Länder umfassendes Ge-
samtsystem sein könnte. Gerade in den osteuropäi-
schen Ländern ist das Straßennetz im allgemeinen 
nicht so gut wie in der Gemeinschaft und genießen die 
Eisenbahnunternehmen unter den Verkehrsträgern 
eine Vorzugsbehandlung; wenn der Handel, wie er-
wartet, deutlich zunimmt, sollten die Eisenbahnunter-
nehmen in der Lage sein, die erforderlichen Leistun-
gen anzubieten. Fortschritte auf diesem Gebiet sind 
von großem Interesse und werden eingehender Über-
legungen und gemeinschaftspolitischer Maßnahmen 
bedürfen. 

Eisenbahnen in städtischen Nahverkehrssystemen 

90. Die Eisenbahnen spielen eine Schlüsselrolle im 
städtischen Nahverkehr. Freilich ist der städtische 
Nahverkehr auf die örtlichen Erfordernisse zuge-
schnitten, dient aber auch oft als Zubringer oder als 
Bindeglied zwischen Fernverbindungen. Ohne einen 
angemessenen und leistungsfähigen städtischen 
Nahverkehr wären die Bemühungen der Eisenbahn-
unternehmen, im Wettbewerb um den Personenver-
kehr zu bestehen, ernsthaft erschwert. 

Angesichts der immer stärkeren Verstädterung der 
Bevölkerung in der Gemeinschaft muß insbesondere 
die wachsende gesellschaftliche und wirtschaft liche 
Bedeutung der Eisenbahnunternehmen im Berufsver-
kehr berücksichtigt werden. Aus den herkömmlichen 
Stadt- und Vorortnetzen sind insbesondere in Bal-
lungsgebieten wie London, Pa ris, Randstad und dem 
Ruhrgebiet großräumige Netze geworden. Sie sind 
ein wichtiges Instrument zur Gewährleistung der Frei-
zügigkeit innerhalb der Gemeinschaft. 

91. Ein leistungsfähiger Personennahverkehr setzt 
die Einbeziehung aller Verkehrsträger und eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Gebietskörperschaf-
ten voraus. Obwohl es nicht leicht ist, öffentliche Ver-
kehrsunternehmen bet rieblich zu verknüpfen, sind in 



Drucksache 12/701 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

einer Reihe von Fällen gewisse Fortschritte erzielt 
worden. Wenn im städtischen Nahverkehr oder im 
Regionalverkehr ein eigener Fahrweg benutzt oder 
zumindest eigene Fahrzeuge eingesetzt werden, kann 
die Erbringung von Nahverkehrsleistungen im Schie-
nenverkehr im Rahmen eines eigenen Unterneh-
mensbereichs innerhalb eines Eisenbahnunterneh-
mens machbar und effizient sein. 

92. Diese Punkte und die poten tielle Größe des Inve-
stitionsgütermarktes für den städtischen Nahverkehr 
sind so bedeutsam, daß dieser Bereich in einer Mittei-
lung über den Eisenbahnverkehr nicht fehlen darf. 
Die Kommission ist sich jedoch darüber im klaren, daß 
der Schlüssel dazu bei den Gebietskörperschaften 
liegt, die Beihilfen gewähren, häufig also bei den 
Großstädten. Die Kommission wird sich deshalb vor-
läufig auf eine Beobachtung der Verhältnisse be-
schränken und sich darum bemühen, daß Probleme in 
diesem Bereich keine ungünstigen Auswirkungen auf 
das Eisenbahnsystem der Gemeinschaft als Ganzes 
haben und ein angemessenes öffentliches Verkehrs-
system in der Gemeinschaft erhalten bleibt. 

KAPITEL 8 

Umwelt und soziale Dimension 

Umwelt 

93. Die Eisenbahnen sind umweltfreundliche Ver-
kehrsträger, wenn sie ihre arteigenen Vorteile unein-
geschränkt nutzen können: 

— Sie verbrauchen für ihren Fahrweg eine geringere 
Fläche als der Straßenverkehr (Berechnungen des 
internationalen Eisenbahnverbandes (UIC) haben 
ergeben, daß auf einer zweigleisigen zehn Meter 
breiten Strecke 40 000 Fahrgäste je Stunde beför-
dert werden können, während für die Beförderung 
mit Bussen oder Personenkraftwagen eine 35 bzw. 
135 Meter breite Autobahn erforderlich wäre); 

— sie können einen wesentlichen Beitrag zur Ver-
kehrsentlastung in dicht besiedelten Gebieten und 
auf wichtigen vielbefahrenen Strecken zwischen 
großen Ballungszentren leisten; 

— durch einen optimalen Einsatz von Eisenbahntech-
nik können die Luftverschmutzung und der Ener-
gieverbrauch gesenkt und damit die Umwelt ge-
schont werden; 

— die Züge fahren in der Gemeinschaft meist mit 
Strom, der auf verschiedene Weise 1) in Großkraft-
werken erzeugt wird. Hierdurch kann die vorhan-
dene Energie op timal eingesetzt und die Umwelt-
belastung in engeren Grenzen gehalten werden. 

94. Obwohl die Eisenbahn umweltfreundlich ist, 
muß ihre Technik angesichts des raschen technologi- 

1) Herkömmliche Brennstoffe: 	 57,2 % 
Kernenergie: 	 38,0% 
Wasser und Erdwärme: 	 4,8%  

100,0% 
EUR 12 — 1988 (Schätzung)  

schen Wandels ständig überprüft und verbessert wer-
den. Hierzu 

— legte die Kommission dem Rat 1983 einen Vor-
schlag für eine Richtlinie zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend 
die Geräuschemissionen von Schienenfahrzeu-
gen 2) vor. Dieser Vorschlag ist im Parlament de-
battiert, vom Rat aber nie angenommen worden. 
Neue Initiativen werden erforderlich sein, um 
diese Form der Umweltbelastung in annehmbaren 
Grenzen zu halten; 

— erließ der Rat 1985 eine Richtlinie über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öf-
fentlichen und privaten Projekten 3). Gemäß dieser 
Richtlinie müssen die Umweltfolgen geplanter 
Hochgeschwindigkeitsstrecken unter verschiede-
nen Gesichtspunkten bewe rtet werden; außerdem 
sollten Maßnahmen zur Eingrenzung und mög-
lichst Ausschaltung schwerwiegender nega tiver 
Folgen getroffen werden. Besonderes Augenmerk 
ist auf die Fahrwege in dicht besiedelten Gebieten 
zu richten; für deren Bau sollten strenge Anforde-
rungen zum Schutz der Umwelt und der Lebens-
qualität der Anwohner gelten. Verfahren zur Ver-
minderung der Umweltbelastung wie die Verle-
gung der Gleise in offener Tunnelbauweise sollten 
die Regel werden. 

Die soziale Dimension 

95. Die Leistungsfähigkeit der Eisenbahnunterneh-
men läßt sich nicht ausschließlich durch Investitionen 
in die Technik steigern. Mindestens ebensoviel Auf-
merksamkeit verdient das Eisenbahnpersonal. Die 
Verbesserung der Leistungsfähigkeit der Eisenbahn-
unternehmen wird ohne Zweifel auch soziale Auswir-
kungen haben. Diese Auswirkungen können anhand 
von drei Kriterien bewe rtet werden: Beschäftigung 
und Arbeitsbedingungen sowie Vorteile für den Ver-
braucher. 

96. Das Konzept eines europäischen Eisenbahnnet-
zes mit der damit verbundenen Standardisierung von 
technischen und Betriebssystemen und die Mobilität 
der Arbeitnehmer werden sich auch auf die Arbeits-
bedingungen und die Ausbildung der Eisenbahner 
auswirken. Das wiederum macht es notwendig, die 
Ausbildungsabschlüsse gegenseitig anzuerkennen 
und die Ausbildungsanforderungen zu vereinheitli-
chen. In regelmäßigen Konsultationen mit den Sozial-
partnern, insbesondere im Rahmen der paritätischen 
Ausschüsse, müssen diese Auswirkungen aufmerk-
sam verfolgt und rechtzeitig angemessene Maßnah-
men eingeleitet werden. 

97. Vorteile für den Verbraucher. Ein wettbewerbs-
fähiges, sicheres und umweltfreundliches Eisenbahn-
netz, wie es der Kommissionsvorschlag vorsieht, wird 
dem Verbraucher eine echte Alternative bieten: 

— Das neue Hochgeschwindigkeitsnetz wird den Ei-
senbahnunternehmen die Möglichkeit verschaf- 

2) ABl. Nr. C 354 vom 29. Dezember 1983, S. 4. 
3) ABl. Nr. L 175 vom 5. Juli 1985, S. 40. 
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fen, dem Einzelreisenden eine schnelle, bequeme, 
regelmäßige, sichere und zeitsparende Beförde-
rung mit einem Verkehrsmittel anzubieten, das 
vorteilhafter ist als das Kraftfahrzeug oder das 
Flugzeug; 

— die geplanten vertraglichen Vereinbarungen dürf-
ten den Eisenbahnunternehmen dabei helfen, ihr 
Leistungsangebot den besonderen Erfordernissen 
bestimmter Reisegruppen (Pendler, sozial benach-
teiligte Bevölkerungsgruppen) und den umfassen-
deren Erfordernissen unterschiedlicher Siedlungs-
formen (ländliche Gebiete, große und mittlere Bal-
lungszentren) anzupassen; 

— der kombinierte Verkehr, der den Vorteil bietet, 
daß mindestens zwei Verkehrsträger beteiligt sind, 
dürfte zu einer flexiblen, leistungsfähigen und si-
cheren Alterna tive im Haus-Haus-Verkehr wer-
den. 

Initiativen der Kommission 

98. Die vorstehend beschriebenen Folgen der ge-
planten Maßnahmen für die Umwelt und die soziale 
Dimension der Eisenbahnpolitik der Gemeinschaft 
werden eine Reihe von weiteren Schritten erfordern. 
Die Kommission beabsichtigt, 

— Maßnahmen zur Förderung der Umweltverträg-
lichkeit des Eisenbahnverkehrs, z. B. zur Lärmver-
minderung, zu fördern; 

— die Umweltauswirkungen großer Infrastrukturvor-
haben, unter anderem im Zusammenhang mit dem 
Hochgeschwindigkeitsverkehr, zu überwachen; 

— Konsultationen mit den Sozialpartnern über die 
Folgen eines europäischen Eisenbahnsystems für 
die Arbeitsbedingungen sowie über die gegensei-
tige Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen 
und gemeinsame Ausbildungsanforderungen zu 
führen; 

— mit Verbraucherverbänden in Verbindung zu tre-
ten, damit bedarfsgerechte Leistungen angeboten 
werden. 

KAPITEL 9 

Industrielle Dimension und Binnenmarkt 

Die Bedeutung der Eisenbahnfahrzeug- und 
Eisenbahnausrüstungsindustrie 

99. Ein Bereich von strategischer Bedeutung — Die 
europäische Eisenbahnfahrzeug- und Eisenbahnaus-
rüstungsindustrie ist sowohl von ihrem Produktions-
wert als von der Beschäftigtenzahl her ein vergleichs-
weise bedeutender Wirtschaftszweig, vor allem aber 
ein Schlüsselbereich, der im Expo rt  eines der Aushän-
geschilder der gemeinschaftlichen Indust rie und 
Technik ist. 

100. Fahrzeuge — Europa ist insgesamt der größte 
Hersteller von Eisenbahnfahrzeugen und verfügt über 
die größten Fertigungskapazitäten. Die europäische 

Eisenbahnindustrie belegt auch bei der Qualität ihrer 
Erzeugnisse den ersten Platz. 

Gemäß den verfügbaren statistischen Angaben hat 
der Wert der gemeinschaftlichen Produktion von Ei-
senbahnfahrzeugen in den Jahren 1985-1987 im 
Durchschnitt jährlich 3 Milliarden ECU betragen. 

Der mittlere Wert der Ausfuhren nach Drittländer be-
lief sich im gleichen Zeitraum auf jährlich 960 Millio-
nen ECU oder rund 32 % der Gesamtproduktion. 

In diesem Zeitraum waren allein im Fahrzeugbau in-
nerhalb der EG 65 000 bis 70 000 Arbeitnehmer be-
schäftigt. 

101. Ausrüstungsgegenstände — Neben der Fahr-
zeugindustrie gewinnt die Ausrüstungsindustrie, ins-
besondere wegen der Anwendung von Spitzentech-
nologien, eine immer größere Bedeutung. 

Diese Ausrüstungsgegenstände sind zu einem Groß-
teil für die Fahrwege bestimmt, also vor allem für die 
Gleise, die Stromversorgung, die Betriebssysteme, 
d. h. die Signalgebung und die Zugsteuerung, die 
Nachrichtenübermittlung und die Informatik. 

In der Zeit von 1985 bis 1987 hat der durchschnittliche 
Wert der Ausfuhren von Ausrüstungsgegenständen 
der Eisenbahn jährlich folgende Beträge erreicht: 

+ Signalanlagen, Sicherheit, 
Steuerung: 	 56 Millionen ECU 

+ Gleisausrüstung: 	 250 Millionen ECU. 

102. Exporte — Die europäische Eisenbahnindustrie 
hat von 1985 bis 1987 jährlich Waren im Gesamtwert 
von durchschnittlich rund 1,25 Milliarden ECU nach 
Drittländern exportiert. 

Binnenmarkt und Umstrukturierung der 
Eisenbahnindustrie 

103. Die gegenwärtige Lage — in allen Mitgliedstaa-
ten sind die Märkte für Ausrüstungsgegenstände der 
Eisenbahn stark zentralisiert und werden bei der Auf-
tragsvergabe meist inländische Hersteller bevor-
zugt. 

Die Einfuhren der Länder, die eine eigene Eisenbahn-
industrie haben, betragen nur wenige Prozent; in In-
dustriezweigen, die internationalem Wettbewerb aus-
gesetzt sind, beträgt der Anteil der Einfuhren sonst 
durchschnittlich 20 %. 

Die Untersuchungen der Kommission haben eindeu-
tig gezeigt, daß sich durch die Öffnung der Eisen-
bahnmärkte ganz erhebliche Einsparungen in Höhe 
von etwa 25 % erzielen ließen, und zwar 

— zum einen durch die öffentlichen Unternehmen, 
denen die Wettbewerbssituation zugute käme, 

— zum anderen durch die Hersteller, da Umstruktu-
rierungen und Spezialisierungen zu Produktivi-
tätsgewinnen führen würden. 

Zur Zeit bestehen Überkapazitäten, die künstlich auf-
rechterhalten werden und für ähnliche Produkte zu 
völlig unterschiedlichen Preisen führen. 
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104. Die Umstrukturierung der Eisenbahnindustrie 
— Die derzeitigen Entwicklungen in der Eisenbahn-
politik und die sich daraus ergebenden Aussichten für 
die kommenden 20 Jahre, insbesondere im Hinblick 
auf die Schaffung eines Europa ohne Binnengrenzen 
bis Ende 1992, werden über die damit verbundene 
Nachfragebelebung einen entscheidenden Einfluß 
auf die strukturelle Entwicklung der europäischen Ei-
senbahnindustrie haben. 

In den vergangenen Monaten sind bereits große 
strukturelle Änderungen eingetreten: Im Bereich des 
in der Eisenbahnindustrie vorherrschenden Elektro-
maschinenbaus haben sich zwei große Unterneh-
mensgruppen gebildet. 

Ursache dieser starken Tendenz zu Unternehmenszu-
sammenschlüssen sind insbesondere die äußerst har-
ten Wettbewerbsbedingungen, aber auch der immer 
höhere Bedarf an Investitionsmitteln für Forschung 
und Entwicklung sowie an Produktionsmitteln zur Be-
hauptung und Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit der Unternehmen. 

105. Die Öffnung des öffentlichen Beschaffungswe-
sens — Diese Tendenz wird noch verstärkt durch den 
Vorschlag für eine Richtlinie über die Vergabe von 
Aufträgen im Bereich der Wasser- und Stromversor-
gung, des Verkehrs und der Telekommunikation, der 
zur Zeit vom Rat geprüft wird und in vollem Einklang 
mit dem Vorschlag für eine Richtlinie zur Entwicklung 
der Eisenbahnunternehmen der Gemeinschaft steht. 
Die Anwendung dieser Richtlinie hätte weitreichende 
Folgen für die Eisenbahnunternehmen und die Struk-
tur der Eisenbahnindustrie. 

Abgesehen von den erheblichen Einsparungen, die 
sich dadurch erzielen ließen, würde die notwendige 
Harmonisierung der Normen und Spezifikationen auf 
der Grundlage praktischer Erfordernisse — ohne Be-
rücksichtigung spezieller Techniken — die Schaffung 
eines echten europäischen Eisenbahnnetzes erleich-
tern und außerdem zu einer schrittweisen Harmoni-
sierung von Fahrzeugen und Ausrüstungsgegenstän-
den führen. 

Die schnelle Annahme dieses Richtlinienvorschlags 
ist somit zur Förderung einer technischen Vereinheit-
lichung wichtig, damit bei dem jetzt vorgeschlagenen 
Hochgeschwindigkeitsnetz nicht die gleichen Fehler 
wie früher begangen werden und die Stromversor-
gung, das Signalwesen und die Fahrzeuge nicht wie-
der unterschiedlich und inkompatibel sind. 

Die immer ausgeprägtere Tendenz der Eisenbahnen 
zu einer eigenwirtschaftlichen Geschäftsführung 
müßte dazu führen, daß sie sich mehr und mehr aus 
dem Industriebereich zurückziehen. Ihre Aufgabe 
wird in Zukunft immer mehr darin bestehen, für ihre 
Ausschreibungen funktionelle Anforderungen auszu-
arbeiten und die Anbieter untereinander in Wettbe-
werb treten zu lassen. 

Somit wird auch verständlich, weshalb sich die Indu-
strie, um komplexe Systeme vollständig produzieren 
und „schlüsselfertig" anbieten zu können, an be-
stimmten Standorten schwerpunktmäßig ansiedelt; 
außerdem dürfte ihr diese Konzentration die Möglich-
keit verleihen, sich im Ausfuhrgeschäft erfolgreich mit 

den großen amerikanischen und japanischen Konkur-
renten zu messen. 

106. Die Wettbewerbsfähigkeit der Eisenbahnin-
dustrie — Bedingt durch den zu erwartenden Kosten-
rückgang kann sich auch die Stellung der Eisenbahn-
unternehmen im Wettbewerb auf dem Verkehrsmarkt 
verbessern. Damit sich diese Entwicklung unter den 
bestmöglichen Bedingungen vollzieht, müssen über-
all dort, wo es sich als notwendig erweist, die techni-
schen, wirtschaftlichen, finanziellen und administrati-
ven Voraussetzungen geschaffen werden, die das für 
die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Eisen-
bahnindustrie günstigste Umfeld herbeiführen kön-
nen. 

Das Hochgeschwindigkeitsnetz 

107. Der europäische Markt — Gemäß dem „Vor-
schlag für ein europäisches Hochgeschwindigkeits-
netz" der Gemeinschaft der Europäischen Bahnen 
werden für den Bet rieb des Netzes bis zum Jahre 2005 
Fahrzeuge im Wert von rund 20 Milliarden ECU benö-
tigt. 

Wenn die Kosten einer Zuggarnitur mit 15 Millionen 
ECU veranschlagt werden können, müssen in den 
kommenden 15 Jahren folglich mehr als 1 200 Wa-
genzüge angeschafft werden. 

Ohne die rund 300 Zuggarnituren, die sich in Betrieb 
oder in Bau befinden oder beste llt sind, beläuft sich 
der europäische Bedarf in den nächsten 15 bis 20 Jah-
ren immer noch auf 900 Zuggarnituren. 

108. Die Außenmärkte — Außer in Japan und Eu-
ropa könnten Hochgeschwindigkeitszüge in den 
nächsten zwei Jahrzehnten auch in zahlreichen ande-
ren Ländern eingeführt werden. Mehrere Vorhaben 
werden bereits geplant bzw. erwogen. 

Wenn die Entwicklung des Hochgeschwindigkeits-
verkehrs wie erhofft anhält, wären hier weitere 
600 Zuggarnituren zu bauen. 

109. Die Notwendigkeit eines europäischen Kon-
zepts — Für Europa und die industriealisiertesten 
Drittländer außer Japan ist somit in den kommenden 
20 Jahren von einem potentiellen Bedarf von 1 500 
Zuggarnituren auszugehen. 

Bei Zugrundelegung von 15 Millionen ECU je Zug-
garnitur (Stand: 1989) könnte dies eine Gesamt-
summe in der Größenordnung von 22,5 Milliarden 
ECU ergeben. 

Nicht berücksichtigt sind hierbei die Planungen im 
Zusammenhang mit Nachtfernverbindungen und 
Autoreisezügen und die Zuggarnituren aus doppel-
stöckigen Fahrzeugen. 

Der potentielle Markt hat folglich eine erhebliche 
Größe, welche die europäische Indust rie besonders 
gut nutzen könnte, wenn sie sich zusammenschließen 
und anstelle der heute zwei oder drei mehr oder weni-
ger weit gediehenen nationalen Systeme ein „euro-
päisches System" entwickeln würde. 
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Ein solches Vorgehen hätte mehrere Vorteile und 
würde vor allem 

— die Planungs-, Bau- und Betriebskosten senken; 

— zur Schaffung eines integ rierteren europäischen 
Netzes beitragen; 

— die Entstehung einer echten europäischen Indu-
strie erleichtern; 

— die Möglichkeit bieten, geschlossen und damit 
wirtschaftlich stärker und glaubhafter der japani-
schen Konkurrenz entgegenzutreten, die gegen-
wärtig große Entwicklungsanstrengungen unter-
nimmt. 

Der kombinierte Verkehr 

110. Der Güterverkehr im allgemeinen und der 
kombinierte Verkehr Schiene/Straße im besonderen, 
dem das Kapitel 6 gewidmet ist, werden durch die 
Schaffung eines europäischen Verkehrsnetzes ohne 
Binnengrenzen sowie die Vollendung des Binnen-
marktes und die dadurch bedingte Intensivierung des 
Handels weiter zunehmen. 

Aufgrund dieser europäischen Dimension werden zu-
nehmend Ferngüterzüge gebildet und neue Fahr-
zeuge, die für Geschwindigkeiten von 140 bis 
160 km/h ausgelegt sind, immer notwendiger wer-
den. 

111. Für die Eisenbahnindustrie ist dies ein wichti-
ger Entwicklungsschwerpunkt. 

Dies gilt im übrigen nicht nur für die Fahrzeuge, son-
dern auch für die besonderen Hebe- und Förderanla-
gen, mit denen die neuen Güterumschlagzentralen 
ausgestattet werden müssen, sowie für die gesamte 
Informatik. 

Da es sich um einen zukunftsträchtigen Bereich han-
delt, besteht die Gefahr, daß auf nationaler Ebene 
viele verschiedene Techniken auftauchen, was weder 
im Sinne einer Rationalisierung der Produktion noch 
im Sinne der Wettbewerbsfähigkeit dieses Wirt-
schaftszweigs wäre. 

Aus den gleichen Gründen wie für das Hochge-
schwindigkeitsnetz muß auch für den kombinierten 
Verkehr gemeinschaftsweit ein Industriekonzept ent-
wickelt werden. 

Im übrigen bemühen sich die Eisenbahnunternehmen 
um eine Ausdehnung dieser Überlegungen auf den 
gesamten Wagenladungsverkehr, was der Indust rie 
einen noch viel größeren Markt öffnen würde. 

Der städtische Nahverkehr 

112. Der Schienennahverkehr ist der dritte Entwick-
lungsschwerpunkt der Industrie der Gemeinschaft, 
die in Nordamerika, Südamerika, Af rika, Fernost und 
Australien der Spitzenreiter ist. Ihre schärfsten Kon-
kurrenten sind überall die kanadische und die japani-
sche Industrie. 

Im Schienennahverkehr werden S-Bahnzüge, U-Bahn-
züge, meist automatisch bet riebene Leichtschnellbah-
nen und Straßenbahnen eingesetzt. 

In den vergangenen zehn Jahren hat dieser Verkehr 
immer schneller zugenommen. 

Weltweit sind in den letzten vier Jahren 23 neue 
Schienenverkehrsnetze gebaut und 200 bestehende 
Netze erweitert worden. Anders ausgedrückt, seit 
dem 1. Januar 1985 sind mehr als 1 120 km Gleise in 
mehr als 100 Städten dem Verkehr übergeben wor-
den. 

Diese Tendenz dürfte sich in den nächsten Jahrzehn-
ten angesichts der immer weiter fortschreitenden Ver-
städterung noch verstärken. 

Dabei geht es um mehrere hundert Triebwagenzüge, 
die aus Tausenden von Bauteilen bestehen, und um 
ECU-Beträge in Milliardenhöhe. 

113. Interessant ist der städtische Nahverkehr für die 
Industrie unter anderem deshalb, weil er sich zur Er-
probung und Entwicklung neuer Techniken und 
neuer Fahrzeuge eignet. 

Als Beispiel sei die vollautomatische Leichtschnell-
bahn genannt, die als Versuchsfahrzeug für künftige 
U-Bahnen dient. 

Zu nennen wären auch die doppelstöckigen Wagen, 
die zur Zeit im Nahverkehr und künftig möglicher-
weise auch im Hochgeschwindigkeitsverkehr einge-
setzt werden. 

Bei der Modernisierung bzw. dem Ausbau bestehen-
der Nahverkehrssysteme steht die Indust rie jedoch 
vor den gleichen historisch gewachsenen Schwierig-
keiten wie bei den Eisenbahnen ganz allgemein: Un-
terschiede bei der Spurweite, dem Lichtraumprofil 
und den Stromsystemen — lauter Faktoren, die eine 
Rationalisierung der Produktion erschweren. 

Förderung der technischen Harmonisierung 

114. Fahrweg, Fahrzeuge und Sicherheitseinrich-
tungen bilden zusammen ein komplexes System mit 
zahlreichen Schnittstellen. 

Abgesehen von einigen wesentlichen technischen 
Merkmalen, die für eine Mindestkompatibilität der 
Fahrzeuge mit dem Gesamtnetz erforderlich waren 
und in UIC-Spezifikationen festgelegt sind, hat sich 
dieses System in den Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft oft in sehr unterschiedlicher Weise entwik-
kelt. 

Reibungslos funktionierende Eisenbahnsysteme er-
fordern, daß bestimmte Grundvoraussetzungen (tech-
nische Aspekte, ein über mehrere Jahre hinweg auf-
gebauter Kapital- und Personalbestand, das soziale 
und wirtschaftliche Umfeld) und eine ständige Anpas-
sung an neue technische Entwicklungen zusammen-
kommen, damit den grundlegenden Anforderungen 
an die Sicherheit, die Wirtschaftlichkeit und die Qua-
lität des Leistungsangebotes immer besser entspro-
chen werden kann. 
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115. Harmonisierungsfragen — Bei der technischen 
Harmonisierung der Eisenbahnen sind drei Bereiche 
oder besser drei Ebenen möglicher Interventionen zu 
unterscheiden. 

116. Vorschriftenwesen — Dieser Bereich ist zum 
Teil bereits in den UIC-Merkblättern enthalten und 
müßte überprüft werden. 

Hierzu gehören 

— Kontrolle und Sicherheit, wozu insbesondere die 
Verbindung zwischen Zug und Strecke (Signal-
gebung), die Bremsen, die Erschütterungen, die 
Aerodynamik und die elektromagnetischen Stö-
rungen zählen; 

— Komfort, wobei es im wesentlichen um das körper-
liche Wohlbefinden geht, also um Lärm, Erschütte-
rungen, Druckentwicklung und Aerothermik (Kli-
matisierung und Wärmedämmung); 

— Umwelt, wozu hauptsächlich die Auswirkungen 
von Fahrweg, Lärm, Erschütterungen und elektro-
magnetischen Störungen auf die Umwelt gehö-
ren. 

Im Vorschriftenwesen wäre es aus Gründen der Kom-
patibilität mit dem Konzept des europäischen Netzes 
und der Rationalisierung der Eisenbahnindustrie 
zweckmäßig, eine gemeinsame Vorgehensweise aus-
zuarbeiten, einzelne Werte festzusetzen und ge-
normte Meß- und Prüfverfahren zu entwickeln. 

117. Die Ebene der Spezifikationen und der Pflich-
tenheften — Unter den Spezifikationen sind die Un-
terlagen zu verstehen, die von den zuständigen 
Dienststellen der Eisenbahnunternehmen ausgear-
beitet werden, um die Kenn- und Leistungsdaten ge-
planter Eisenbahnsysteme zu beschreiben. Sie sind 
ein wichtiger Bestandteil von Pflichtenheften. Sie 
müssen so formuliert sein, daß die zu bauenden Sy-
steme den „wesentlichen Anforderungen" der Vor-
schriften genügen. Sie müssen weitestmöglich funk-
tioneller 1) Natur sein und Normen berücksichtigen, 
sofern solche bestehen. 

Hierdurch können die Aufgeschlossenheit gegenüber 
dem technischen Fortschritt und Transparenz, die zur 
Wahrung der Chancengleichheit potentieller Liefe-
ranten unverzichtbar ist, miteinander in Einklang ge-
bracht werden. 

Die Schaffung von Bedingungen, die einem immer 
engeren Zusammenwachsen der europäischen Eisen-
bahnen förderlich sind, und die im Gange befindliche 
Konzentration der Produktion auf ganz wenige große 
Systemanbieter sprechen für eine Vereinheitlichung 
der verschiedenen Spezifikationen. 

1) Der Begriff der „funkitionellen Spezifikationen" ist gegen-
wärtig durch technische Zwänge auf Grund von Besonder-
heiten der jewei ligen nationalen Eisenbahnnetze begrenzt 
wie insbesondere der Stromversorgung, der Lichtraumpro-
file, der Gradienten, der Kurvenradien, der Achslasten, des 
Signalwesens usw.; die technischen Zwänge begründen die 
Notwendigkeit der Entwicklung von Mischsystemen, die 
gleichzeitig den wesentlichen nationalen Parametern ent-
sprechen. 

118. Die Ebene der Normen — Hierzu zählen die 
bereits erwähnten Normen für Meß- und Prüfverfah-
ren, aber auch die Industrienormen für die Bauteile. 

Die europäische Normung im Bereich der Eisenbah-
nen muß deren Besonderheiten mit den Erfordernis-
sen im Einklang bringen, die die Öffnung des Marktes 
mit sich bringt, und darf dabei auch die Erfordernisse 
des technischen Fortschritts und der Wirtschaftlich-
keit nicht außer acht lassen. 

Die Normung muß den Vertragspartnern helfen, in 
allen Phasen eine effizientere und bessere Arbeit zu 
leisten: Spezifikationen, Vorplanung, Detailplanung, 
Konstruktion, Montage und Inbetriebnahme. Dies ist 
heute besonders wichtig, da die Anlagen immer kom-
plexer und leistungsfähiger werden. 

Die Normung muß den Benutzern der nach europäi-
schen Normen hergestellten Produkte und Anlagen 
außerdem eine Qualität garantieren, die für ein at-
traktives und wettbewerbsfähiges Eisenbahnsystem 
angesichts der Anforderungen an die Einsatzfähig-
keit, die Sicherheit, die Wartung und die Kosten an-
nehmbar ist. 

Ferner muß die europäische Normung der europäi-
schen Industrie den Zugang zu Märkten in industria-
lisierten und weniger industrialisierten Drittländern 
erleichtern. 

Mit der Ausarbeitung der hierzu notwendigen Nor-
mungsprogramme hat die Kommission die CEN bzw. 
CENELEC beauftragt. 

119. Gegenseitige Anerkennung — Neben der tech-
nischen Harmonisierung müssen auch alle Fragen im 
Zusammenhang mit der gegenseitigen Anerkennung 
der Versuchsergebnisse, Zertifizierungsprüfungen 
und der hierzu ermächtigten Stellen in den Mitglied-
staaten berücksichtigt werden. 

120. Ein einheitliches Konzept — Die Harmonisie-
rung des europäischen Eisenbahnwesens verlangt ein 
einheitliches Konzept, das sämtliche Bereiche des Ei-
senbahnverkehrs umfaßt und den politischen, techni-
schen und industriellen Zielen dieses Industriezweigs 
entspricht, damit alle Beteiligten in die Lage versetzt 
werden, die Rationalisierung der Industrie, den tech-
nischen Fortschritt und die wirtschaftliche Entwick-
lung zu fördern. 

Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Eisenbahnindustrie 

121. Zur Förderung der Eisenbahnfahrzeug- und Ei-
senbahnausrüstungsindustrie in den nächsten drei 
Jahrzehnten bilden sich nach einer ersten Analyse 
drei Schwerpunkte heraus: die Hochgeschwindigkeit, 
der kombinierte Verkehr und der städtische Nahver-
kehr. 

Die Wettbewerbsfähigkeit der Eisenbahnindustrie 
muß gestärkt werden, damit sie ihre Vormachtstel-
lung sowohl im Binnenmarkt wie auf dem Weltmarkt 
vor dem Hintergrund der sich abzeichnenden Ände-
rungen, denen sie gegenüber stehen wird, behaupten 
und bestätigen kann. 
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Die Kommission muß die Voraussetzungen für ein 
günstiges Umfeld schaffen, das Fortschritte auf drei 
wesentlichen Gebieten erlaubt: die technische Har-
monisierung, die Rationalisierung des ro llenden Ma-
terials und der Ausrüstungen sowie die Umstrukturie-
rung der Eisenbahnindustrie. 

122. Die technische Harmonisierung wird von der 
Kommission bereits gefördert; die Kommission wird 
ihre Bemühungen in Zusammenarbeit mit den für die 
Normung zuständigen europäischen Stellen auch in 
Zukunft fortsetzen und verstärken und dabei auch 
andere Methoden einbeziehen, z. B. Studien über ein 
umfassendes gemeinsames Konzept bezüglich we-
sentlicher Anforderungen. 

123. Bei der Rationalisierung von Fahrzeugen und 
Ausrüstungsgegenständen wird sich die Kommission  

mit Unterstützung der zuständigen einzelstaatlichen 
Behörden bemühen, die Eisenbahnunternehmen und 
die Industrie zu bewegen, in einem vernünftigen Um-
fang zusammenzuarbeiten, damit vor allem das ge-
meinschaftliche Interesse berücksichtigt wird und ge-
meinsame technische Spezifikationen zustande kom-
men. 

124. Die Umstrukturierung der Eisenbahnindustrie 
ist nicht nur für die Eisenbahnindustrie selbst, sondern 
auch für die Gemeinschaft insgesamt von größtem 
Interesse. Die Kommission wird, um die derzeitige 
Konzentrationsbewegung zu fördern und gleichzei tig 
eventuell negative Auswirkungen im Griff zu behal-
ten, eine detai llierte Analyse zur Erfassung aller 
Merkmale, die die Lage in diesem Bereich charakte-
risieren, vornehmen. 
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Anhang I 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Entwicklung der Eisenbahnunternehmen 
in der Gemeinschaft 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Ein stärkeres Zusammenwachsen des Verkehrs-
marktes der Gemeinschaft ist für den Binnenmarkt 
von wesentlicher Bedeutung. Die Eisenbahnen sind 
ein wichtiger Bestandteil des Verkehrsmarktes in der 
Gemeinschaft. 

Im Binnenmarkt und auf Transitstrecken muß die Lei-
stungsfähigkeit eines Eisenbahnnetzes unter Berück-
sichtigung seiner Besonderheiten verbessert werden, 
damit es sich in einen Wettbewerbsmarkt einfügt. 

Um diese Ziele zu erreichen, müssen aufgrund der 
praktischen Erfahrung geeignete Maßnahmen zur Be-
seitigung der Hemmnisse des freien Dienstleistungs-
verkehrs getroffen werden. 

Die künftige Entwicklung und die wirtschaftliche 
Nutzung des Eisenbahnnetzes erfordern eine Unter-
scheidung zwischen der Erbringung von Verkehrslei-
stungen und dem Bet rieb des Fahrweges. Eine wirk-
same Unterscheidung setzt voraus, daß beide Berei-
che in jedem Fall getrennt verwaltet werden und ein 
getrenntes Rechnungswesen erhalten. 

Aus Gründen der Transparenz muß jeder Mitglied-
staat die Bedingungen für den Fortbestand und die 
Gründung von Eisenbahnunternehmen auf seinem 
Hoheitsgebiet sowie deren Recht auf Zugang zum öf-
fentlichen Fahrweg regeln und diese Regelungen ver-
öffentlichen. 

Um den Verkehr zwischen Mitgliedstaaten zu erleich-
tern, müssen die Eisenbahnunternehmen die Mög-
lichkeit haben, mit Eisenbahnunternehmen, die in an-
deren Mitgliedstaaten niedergelassen sind, Gesell-
schaften zu gründen. 

Diese internationalen Gesellschaften müssen in den 
Mitgliedstaaten, in denen die angeschlossenen Unter-
nehmen niedergelassen sind, Zugangs- und Transit-
rechte und in anderen Mitgliedstaaten, soweit die Ab-
wicklung des grenzüberschreitenden Verkehrs dies 
erfordert, Transitrechte erhalten. 

Da es noch keine gemeinsamen Regeln für die Anla

-

stung der Fahrwegkosten gibt und um die Gleichbe

-

handlung der Verkehrsträger sicherzustellen, müssen 

die Mitgliedstaaten Regeln für die Abgeltung der Be-
nutzung des Fahrwegs durch Eisenbahnunternehmen 
und ihre internationalen Gesellschaften erlassen und 
veröffentlichen. Diese Vorschriften müssen auf den 
Grundsätzen der Nichtdiskriminierung und des laute-
ren Wettbewerbs zwischen den Verkehrsträgern be-
ruhen. 

Die Mitgliedstaaten müssen den Betreibern des Fahr-
wegs Ausgleichsleistungen für Verluste gewähren, 
die diesen entstehen, wenn sie den Eisenbahnunter-
nehmen einen nichtkostendeckenden Preis berech-
nen müssen. 

Damit der Eisenbahnverkehr leistungsfähig und im 
Vergleich zu den anderen Verkehrsträgern wettbe-
werbsfähig wird, müssen die Mitgliedstaaten sicher-
stellen, daß die Eisenbahnunternehmen den Status 
eines unabhängigen Betreibers erhalten und sich ei-
genwirtschaftlich verhalten. 

Zu diesem Zweck müssen die Mitgliedstaaten insbe-
sondere dafür sorgen, daß die Verkehrsunternehmen 
mit öffentlichem Kapital eine gesunde Finanzstruktur 
haben und eine etwa erforderliche finanzielle Neu-
ordnung gemäß den einschlägigen Bestimmungen 
des Vertrages erfolgt. 

Es ist erforderlich, einen Beratenden Ausschuß einzu-
setzen, der die Kommission unterstützt und die Durch-
führung dieser Richtlinie beobachtet — 

HAT  FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

ABSCHNITT I 

Ziel und Anwendungsbereich 

Artikel 1 

Diese Richtlinie soll die Entwicklung von Eisen-
bahnunternehmen in der Gemeinschaft fördern, die 
leistungsfähig sind und den Erfordernissen des Bin-
nenmarktes genügen. 

Artikel 2 

(1) Im Sinne dieser Richtlinie ist 

a) „Eisenbahnunternehmen" ein in der Gemeinschaft 
niedergelassenes Unternehmen, das Verkehrslei-
stungen im Eisenbahnverkehr erbringt. Hierzu ge-
hören insbesondere folgende Unternehmen: 

— Société Nationale des Chemins de Fer Belges 
(NSCB)/Nationale Maatschappij der Belgische 
Spoorwegen (NMBS), 

— Danske Statsbaner (DSB), 
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— Deutsche Bundesbahn (DB), 

— OSE, 

— Red Nacional de los Ferrocarrilles Españoles 
(RENFE), 

— Société Nationale des Chemins de Fer Français 
(SNCF), 

— Córas lompair Éireann (CIE), 

— Ente Ferrovie dello Stato (FS), 

— Société Nationale des Chemins de Fer Luxem-
bourgeois (CFL), 

— Naamloze Vennootschap Nederlandse Spoor

-

wegen (NS), 

— Caminhos do Ferro Portugueses EP (CP), 

— British Rall (BR), 

— Northern Ireland Railways (NIR); 

b) „Internationale Gesellschaft" eine Gesellschaft 
von Eisenbahnunternehmen, der mindestens zwei 
in verschiedenen Mitgliedstaaten niedergelassene 
Unternehmen angehören und die gegründet 
wurde, um Verkehrsleistungen zwischen Mitglied-
staaten zu erbringen; 

c) „Betreiber des Fahrwegs" eine öffentliche Einrich-
tung oder ein Unternehmen, das den Fahrweg der 
Eisenbahn betreibt. 

(2) Diese Richtlinie gilt nicht für Unternehmen, 
deren Geschäftstätigkeit auf den Bet rieb von städ-
tischem Nahverkehr im Sinne von Artikel 1 Abs. 5 
der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates 1) be-
schränkt ist. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten regeln die finanziellen und son-
stigen Voraussetzungen einschließlich des Zulas-
sungsverfahrens, die ein Unternehmen erfüllen muß, 
damit es sich als Eisenbahnunternehmen niederlassen 
darf und Zugang zum staatlichen Fahrweg erhält. 

ABSCHNITT II  

Fahrweg 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten treffen unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Erfordernisse der Gemeinschaft die 
zur Entwicklung des öffentlichen Fahrweges notwen-
digen Maßnahmen. Hierzu erlassen und veröffentli-
chen sie den nachstehenden Grundsätzen entspre-
chende Vorschriften für den Fahrweg. 

1) ABL. Nr. L 156 vom 28. Juni 1969, S. 1.  

Artikel 5 

(1) Ein gemäß Artikel 3 niedergelassenes Eisen-
bahnunternehmen erhält im Land seiner Niederlas-
sung unter fairen Bedingungen den Zugang zum öf-
fentlichen Fahrweg. 

(2) Unter den gleichen Bedingungen erhalten die 
internationalen Gesellschaften Zugangs- und Transit-
rechte für die Erfordernisse grenzüberschreitender 
Verkehrsleistungen zwischen den Mitgliedstaaten, in 
denen die der Gesellschaft angehörenden Eisenbahn-
unternehmen ihren Sitz haben. 

Artikel 6 

(1) Bis zum Inkrafttreten gemeinsamer Regeln für 
die Anlastung der Fahrwegkosten stellen die Mit-
gliedstaaten sicher, daß die Eisenbahnunternehmen 
und internationalen Gesellschaften ein Entgelt für die 
Benutzung des Fahrwegs entrichten, das auf den 
Grundsätzen der Nichtdiskriminierung und des laute-
ren Wettbewerbs zwischen den Verkehrsträgern be-
ruht. 

(2) Hat das Ziel im Sinne von Absatz 1 ein Entgelt 
zur Folge, das nicht zur Deckung der gesamten Fahr-
wegkosten ausreicht, so erhält der Betreiber des Fahr-
wegs von dem betreffenden Mitgliedstaat einen Aus-
gleich für die dadurch entstandenen Verluste. 

(3) Das Entgelt für den Zugang zu jeder Strecke ist 
vom Betreiber des Fahrwegs unter Berücksichtigung 
unter anderem a ller geleisteten Zugkilometer und be-
sonderer Anforderungen, die auf Faktoren wie die 
Geschwindigkeit, die Radsatzlast, den Umfang und 
die Dauer der Benutzung zurückzuführen sind, festzu-
legen. 

(4) Die Kommission kann von den Mitgliedstaaten 
Angaben verlangen über 

— die jährliche Benutzung von und die Einnahmen 
für Strecken, die von mindestens zwei Eisenbahn-
unternehmen in Anspruch genommen werden; 

— die jährlichen Unterhalts- und Investitionskosten 
jeder dieser Strecken; 

— den Gesamtbetrag der gemäß Absatz 2 gewährten 
Ausgleichszahlungen. 

ABSCHNITT III 

Gemeinsame Grundsätze für die 
Eisenbahnunternehmen 

Artikel 7 

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten die rechtliche 
Selbständigkeit und unabhängige Geschäftsführung 
der Eisenbahnunternehmen. 

(2) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, daß die Ei-
senbahnunternehmen nach eigenwirtschaftlichen 
Grundsätzen geführt werden und die Art ihrer Ge- 
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schäftstätigkeit dem Markt anpassen können. Insbe-
sondere können die Eisenbahnunternehmen 

— internationale Gesellschaften gründen oder ihnen 
beitreten; 

— unbeschadet des Artikels 8 ihre interne Organisa-
tion festlegen; 

— Produktion, Verkauf und Preise der Leistungen 
kontrollieren; 

— über Personal, Vermögenswerte und Anschaffun-
gen entscheiden; 

— neue Märkte erschließen sowie Technologien und 
Leistungen entwickeln, um ihre Rentabilität so-
wohl kurz- als auch langfristig zu verbessern; 

— jede innovative Managementtechnik, die als sinn-
voll angesehen wird, übernehmen; 

— in verwandten Bereichen des Eisenbahnverkehrs 
neue Geschäftstätigkeiten entwickeln, insbeson-
dere Tochtergesellschaften gründen und sich an 
Gemeinschaftsunternehmen beteiligen; 

— unter Berücksichtigung eigenwirtschaftlicher In-
teressen Verträge mit Gebietskörperschaften ins-
besondere über Verkehrsdienste aufgrund von 
Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes aushan-
deln und abschließen. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß-
nahmen, damit Eisenbahnunternehmen, die auch den 
Fahrweg betreiben, ihre den Fahrweg und den Be-
trieb betreffende Geschäftstätigkeit gemäß Artikel 1 
Abs. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 in einem 
jeweils eigenen Unternehmensbereich ausüben. Das 
Rechnungswesen jedes Unternehmensbereichs ist so 
zu führen, daß Quersubventionen ausgeschlossen 
sind. 

Artikel 9 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die öffent-
lichen Eisenbahnunternehmen ab dem 1. Januar 1993 
eine gesunde Finanzstruktur haben. 

(2) „Gesunde Finanzstruktur" bedeutet, daß die Bi-
lanz nach den allgemein anerkannten Grundsätzen 
des Rechnungswesens erstellt wird und den tatsächli-
chen Wert der Vermögensgegenstände widerspiegelt, 
und daß nach einer etwaigen Übertragung des Eigen-
tums an und der finanziellen Verantwortung für den 
Fahrweg das langfristige Anlagevermögen und ein 
ausreichendes Umlaufvermögen in angemessenem 
Umfang mit Eigenkapital und langfristigen Verbind-
lichkeiten finanziert werden. 

(3) Die Mitgliedstaaten sorgen außerdem dafür, daß 
künftige Investitionen zur Erweiterung von vorhande-
nen oder zur Schaffung von neuen Geschäftstätigkei-
ten der öffentlichen Eisenbahnunternehmen durch 
eine angemessene Kapitalerhöhung finanziert wer-
den. 

(4) Soweit es zur Verwirklichung des Ziels von Ab-
satz 1 erforderlich ist und mit den Artikeln 92 und 93 
des Vertrags im Einklang steht, können die Mitglied-
staaten außergewöhnliche Sanierungsmaßnahmen 
treffen. Diese können insbesondere aus dem Abbau 
der Schulden in Form einer Übernahme durch den 
Staat, der Bildung eines Tilgungsfonds oder anderen 
finanziell gleichwertigen Maßnahmen bestehen. 

ABSCHNITT IV 

Schußbestimmungen 

Artikel 10 

Die Kommission wird von einem Ausschuß mit bera-
tender Funktion unterstützt, der sich aus den Vertre-
tern der Mitgliedstaaten zusammensetzt und in dem 
der Vertreter der Kommission den Vorsitz führt. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnah-
men. Der Ausschuß gibt eine Stellungnahme zu die-
sem Entwurf erforderlichenfalls durch eine Abstim-
mung innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende 
aufgrund der Dringlichkeit der betreffenden Frage 
festsetzen kann. 

Die Stellungnahme wird zu Protokoll genommen; 
darüber hinaus kann jeder Mitgliedstaat verlan-
gen, daß sein Standpunkt im Protokoll festgehalten 
wird. 

Die Kommission berücksichtigt die Stellungnahme 
des Ausschusses soweit wie möglich. Sie unterrichtet 
den Ausschuß, inwieweit sie seine Stellungnahme be-
rücksichtigt hat. 

Artikel 11 

Die Richtlinie .../.../EWG des Rates 1) (betreffend 
die Auftragsvergabe im Bereich der Wasser-, Energie- 
und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunika-
tionssektor) bleibt unberührt. 

Artikel 12 

Die Entscheidung 75/327/EWG 2) wird aufgeho-
ben. 

Artikel 13 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen nach Anhörung der 
Kommission die erforderlichen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis spätestens 

1) Vom Rat noch nicht verabschiedet. 
2) ABl. Nr. L 152 vom 12. Juni 1975, S. 3. 
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1. Januar 1993 nachzukommen. Sie setzen die  Kom-
mission  unverzüglich davon in Kenntnis. 

Die aufgrund des ersten Unterabsatzes erlassenen 
Vorschriften müssen eine ausdrückliche Verweisung 
auf diese Richtlinie enthalten. 

(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis-
sion über die innerstaatlichen Rechtsvorschriften, die 
sie auf dem unter diese Richtlinie fa llenden Gebiet  

erlassen. Die Kommission unterrichtet darüber die an-
deren Mitgliedstaaten. 

Artikel 14 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerich-
tet. 
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Anhang II 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 über das Vorgehen der Mitgliedstaaten bei mit dem 
Begriff des öffentlichen Dienstes verbundenen Verpflichtungen auf dem Gebiet des 
Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Eines der Ziele der gemeinsamen Verkehrspolitik ist 
die Beseitigung der Unterschiede zwischen den Ver-
pflichtungen, die mit dem Beg riff des öffentlichen 
Dienstes verbunden sind und auf dem Verkehrsmarkt 
zu erheblichen Verzerrungen führen können. 

Das öffentliche Interesse kann es rechtfertigen, Ver-
kehrsdienste aufgrund von Verpflichtungen des öf-
fentlichen Dienstes weiterhin zu betreiben. 

Verkehrsdienste aufgrund von Verpflichtungen des 
öffentlichen Dienstes sollten, damit sie auf eigenwirt-
schaftlicher Grundlage bet rieben werden können, in 
einem Vertrag zwischen den zuständigen Behörden 
und den Unternehmen geregelt werden. 

Angesichts der Möglichkeiten, die solche Verträge 
bieten, ist es außer bei bestimmten Stadt-, Vorort- und 
Regionalverkehrsdiensten nicht mehr gerechtfertigt, 
weiterhin Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes 
aufzuerlegen, um öffentliche Verkehrsbedürfnisse zu 
befriedigen. 

Daher ist es erforderlich, die Verordnung (EWG) 
Nr. 1191/69 des Rates 1 ) zu ändern und allgemeine 
Regeln für Verträge über Verkehrsdienste aufgrund 
von Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes aufzu-
stellen — 

HAT  FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 wird wie folgt 
geändert: 

(1) Artikel 1 Abs. 2, 3 und 4 erhalten folgende Fas-
sung: 

1 ) ABl.  Nr. L 156 vom 28. Juni 1969, S. 1. 

„(2) Wenn eine angemessene Verkehrsbedienung 
auf bestimmten Strecken oder in bestimmten Gebie-
ten dies erfordert, können die Mitgliedstaaten mit den 
Unternehmen gemäß Artikel 14 gegebenenfalls Ver-
träge über die Einrichtung oder Beibehaltung von 
Verkehrsdiensten aufgrund von Verpflichtungen des 
öffentlichen Dienstes aushandeln. 

(3) Die Mitgliedstaaten können jedoch im Stadt-, 
Vorort- und Regionalverkehr auch Verkehrsdienste 
aufgrund von Verpflichtungen des öffentlichen 
Dienstes im Sinne von Absatz 1 aufrechterhalten. Sol-
che Verkehrsdienste sind innerhalb eines besonderen 
Unternehmensbereichs zu erbringen, der folgende 
Anforderungen erfüllt: 

a) getrenntes Rechnungswesen und eine klare Unter-
scheidung des Anlagevermögens; 

b) interne Eigenständigkeit für die laufende Ge-
schäftsführung und Kontrolle in Angelegenheiten 
der Verwaltung und des Rechnungswesens; 

c) ausgeglichene Rechnung auf der Grundlage der 
Betriebseinnahmen einschließlich Zuschüssen und 
Ausgleichszahlungen ohne Unterstützung durch 
oder an andere Unternehmensbereiche. 

(4) Finanzielle Belastungen, die Verkehrsunterneh-
men aus der Auferlegung von Verpflichtungen im 
Sinne von Absatz 3 entstehen, sind nach den Verfah-
ren dieser Verordnung auszugleichen." 

(2) Artikel 1 wird um einen neuen Absatz 5 er-
gänzt: 

„(5) Im Sinne dieser Verordnung bedeutet 

— „Stadt- und Vorortverkehrsdienste" den Betrieb 
von Personenverkehrsdiensten auf der Grundlage 
eines besonderen Tarifsystems, um die Verkehrs-
bedürfnisse sowohl in einem Stadtgebiet oder ei-
nem Ballungsraum als auch zwischen einem Stadt-
gebiet oder einem Ballungsraum und dem Umland 
zu befriedigen; 

— „Regionalverkehrsdienste" den Betrieb von Perso-
nenverkehrsdiensten, um die Verkehrsbedürfnisse 
sowohl in einer Region als auch zwischen einer 
Region und Verkehrsknotenpunkten zu befriedi-
gen. " 

(3) Artikel 10 Abs. 1 zweiter Unterabsatz und Ab-
satz 2 sowie Artikel 11 Abs. 3 werden gestrichen. 
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(4) Abschnitt V erhält folgende Fassung: 

„ABSCHNITT V 

Verträge über Verkehrsdienste 
aufgrund von Verpflichtungen 

des öffentlichen Dienstes 

Artikel 14 

(1) Ein „Vertrag über Verkehrsdienste aufgrund 
von Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes" ist ein 
Vertrag, der zwischen einem Mitgliedstaat und einem 
Verkehrsunternehmen unter Wahrung der Eigenstän-
digkeit und der wirtschaftlichen Interessen der Ver-
kehrsunternehmen ausgehandelt und abgeschlossen 
wird, um der Allgemeinheit angemessene Verkehrs-
dienste zu bieten. 

(2) Mit einem Vertrag über Verkehrsdienste auf-
grund von Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes 
kann der Mitgliedstaat insbesondere sicherstellen, 
daß 

— Verkehrsdienste bestimmten Anforderungen an 
die Kontinuität, Regelmäßigkeit, Leistungsfähig-
keit und Qualität genügen; 

— zusätzliche Verkehrsdienste bet rieben werden 
und 

— vor allem Verkehrsleistungen für bestimmte Perso-
nengruppen oder auf bestimmten Strecken zu be-
sonderen Tarifen und Bedingungen erbracht wer-
den. 

Ein Vertrag über Verkehrsdienste aufgrund von Ver-
pflichtungen des öffentlichen Dienstes kann über den 
Betrieb eines Verkehrsdienstes, der für die Unterneh-
men mit wirtschaftlichen Nachteilen verbunden ist, 
oder über die Einrichtung oder Aufrechterhaltung ei-
nes Verkehrsdienstes, der andernfalls nicht bet rieben 
würde, geschlossen werden. 

(3) Ein Vertrag über Verkehrsdienste aufgrund von 
Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes wird im 
voraus geschlossen und sollte unter anderem folgende 
Punkte regeln: 

a) die Geltungsdauer des Vertrags, die mehrjährig 
sein sollte; 

b) die Einzelheiten des Verkehrsdienstes, vor allem 
die Anforderungen an Kontinuität, Regelmäßig-
keit, Leistungsfähigkeit und Qualität; 

c) die Verfahrensregeln für die Festsetzung und An-
passung der Tarife; 

d) den Vertragspreis, der, wenn das Unternehmen 
seine Tarife innerhalb vereinbarter Grenzen fest-
setzen darf, als Ergänzung der Tarifeinnahmen 
oder, wenn sich ein Mitgliedstaat die Festsetzung 
der Tarife vorbehält, einschließlich der Tarifein-
nahmen vereinbart werden kann; 

e) die ausdrückliche und klare Angabe, in welcher 
Form und zu welchem Zeitpunkt der Vertragspreis 
zu zahlen ist; 

f) die Möglichkeit von Vertragszusätzen, um un-
vorhersehbare Veränderungen zu berücksichti-
gen; 

g) die Wertminderung des Sachanlagevermögens, 
das für den Betrieb des Verkehrsdienstes einge-
setzt wird. 

(4) Wünscht ein Unternehmen einen Verkehrs-
dienst, für den ein Vertrag über Verkehrsdienste gilt, 
einzustellen oder erheblich zu ändern, so ist die zu-
ständige Behörde davon im voraus zu unterrichten; 
diese kann einen angemessenen Aufschub der Ent-
scheidung verlangen, um öffentliche Anhörungen 
durchzuführen. Wünschen die zuständigen Behörden 
die Aufrechterhaltung des Verkehrsdienstes, so sind 
Verhandlungen über einen Vertrag über Verkehrs-
dienste aufgrund von Verpflichtungen des öffentli-
chen Dienstes aufzunehmen. 

(5) Scheitern diese Verhandlungen oder besteht 
Uneinigkeit über die Erfüllung eines Vertrags, so 
kann der Sachverhalt einem von beiden Parteien be-
nannten Schiedsgremium vorgelegt werden. So-
lange dieses Gremium den Sachverhalt prüft, 
wird der Verkehrsdienst aufrechterhalten. Bei 
seiner Entscheidung berücksichtigt das Gremium 
insbesondere  

— das Interesse der Allgemeinheit, 

— die Besonderheiten des Verkehrsdienstes, 

— die Deckung der tatsächlichen Kosten des Ver-
kehrsdienstes. 

Die binnen drei Monaten zu treffende Entscheidung 
des Gremiums ist für beide Parteien verbindlich. 

(6) Für den Zeitraum vor dem Vertragsabschluß hat 
das Unternehmen Anspruch auf Ausgleich nach dem 
Verfahren im Sinne von Abschnitt IV. 

(7) Bis zum 31. Mai eines jeden Jahres teilen die 
Mitgliedstaaten der Kommission die Verträge über 
Verkehrsdienste aufgrund von Verpflichtungen des 
öffentlichen Dienstes im abgelaufenen Jahr, insbe-
sondere folgende Angaben mit: 

— eine Übersicht über den Inhalt von neuen Verträ-
gen und Vertragszusätzen; 

— die Entscheidungen des Gremiums im Sinne von 
Absatz 5; 

— eine Gesamtbewertung der abgelaufenen Ver-
träge. 

Auf Ersuchen der Kommission erteilen die Mitglied-
staaten weitere Angaben über Bedingungen, Bet rieb 
und Ergebnisse von Verträgen über Verkehrsdienste 
aufgrund von Verpflichtungen des öffentlichen 
Dienstes. " 
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(4) Artikel 19 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 19 

(1) Diese Verordnung gilt für Eisenbahnunterneh-
men, die in den Geltungsbereich der Richtlinie 
.../.../EWG 1) fallen. 

1) ... (gemeinsam mit diesem Verordnungsentwurf vorge-
legt). 

(2) Sie gilt nicht für andere Verkehrsunternehmen, 
die überwiegend Nah- oder Regionalverkehrsleistun-
gen erbringen." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1992 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang III 

Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über die Schaffung eines 
Hochgeschwindigkeitsnetzes für Eisenbahnen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Funktionsfähigkeit des Binnenmarktes erfordert 
es, die Leistungsfähigkeit der Verkehrswege zwi-
schen den Regionen der Gemeinschaft, insbesondere 
durch ein Hochgeschwindigkeitsnetz für den Perso-
nen- und gegebenenfalls den Güterverkehr zu ver-
bessern und zu steigern. 

1986 hat die Kommission dem Rat einen Bericht mit 
dem Titel „Auf dem Weg zu einem europäischen 
Hochgeschwindigkeitsnetz " 1) vorgelegt. Das Parla-
ment 2) hat Maßnahmen der Gemeinschaft in diesem 
Bereich unterstützt. Anfang 1989 hat die Gemein-
schaft der Europäischen Eisenbahnen einen „Vor-
schlag für ein europäisches Hochgeschwindigkeits-
netz" unterbreitet. 

Die heutige Sättigung des Luftraumes und zahlreicher 
Fernstraßen ist besorgniserregend. Die Steigerung 
der Leistungsfähigkeit des Luft- und des Straßenver-
kehrs würde umfangreiche Investitionen erfordern. 

Die Gemeinschaft muß der Entwicklung umwelt-
freundlicher Technologien den Vorrang einräumen. 

Der Fahrweg der Eisenbahn erfüllt diese Anforderun-
gen, so daß ihm der Ausbau der Hochgeschwindig-
keitstechnik zugute käme. 

Die Maßnahmen der einzelnen Mitgliedstaaten müs-
sen in ein koordiniertes Gemeinschaftsprogramm mit 
einem Maß an Kompatibilität einbezogen werden, das 
einen optimalen Betrieb der Fahrzeuge sicherstellt. Es 
sind die Voraussetzungen für einen Beitrag der Ge-
meinschaft zur Finanzierung des Netzes gemäß der 
Verordnung des Rates über eine Finanzhilfe für Ver-
kehrsinfrastrukturvorhaben zu schaffen. 

Die Aufstellung dieses Programms und die Anglei-
chung technischer Anforderungen sind daher vor-
dringlich. 

Die erforderliche Koordinierung des Programms und 
der sonst geplanten Maßnahmen verlangt eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten. 

1) KOM(86) 341 endg. 
2) Starita-Bericht EP 109.323  

Diese Koordinierung soll in einem von der Kommis-
sion einzusetzenden Ausschuß stattfinden — 

HAT  FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Hochgeschwindigkeitsstrecken in der Gemein-
schaft werden im Rahmen eines europäischen Netzes 
ausgebaut, das den Benutzern hochwertige Verkehrs-
leistungen bietet. Auf geeigneten Abschnitten steht 
das Netz auch dem Hochgeschwindigkeits-Güterver-
kehr offen. 

Artikel 2 

(1) Das europäische Hochgeschwindigkeitsnetz, 
das eng an die vorhandenen Eisenbahnnetze ange-
bunden ist, umfaßt auch die notwendigen Anschluß- 
und Verlängerungsstrecken. 

(2) Hochgeschwindigkeitsstrecken sind Neubau-
strecken für Geschwindigkeiten über 200 km/h und 
Ausbaustrecken für Geschwindigkeiten über 
160 km/h. 

Artikel 3 

(1) Die Kommission setzt einen Ausschuß ein, der 
die erforderliche Arbeit zum Ausbau des Netzes im 
Sinne von Artikel 2 übernimmt. Dieser Ausschuß be-
steht aus zwei Vertretern jedes Mitgliedstaates und 
aus anderen qualifizierten Persönlichkeiten, die von 
der Kommission benannt werden. Die Kommission 
führt den Vorsitz und übernimmt die Sekretariatsauf-
gaben. 

(2) Der Ausschuß kann gegebenenfalls Vertreter 
aus Drittländern einladen, die am Ausbau des Netzes 
interessiert sind. 

Artikel 4 

(1) Nach dem Verfahren von Artikel 75 des EWG

-

Vertrags beschließt der Rat bis zum 31. Dezember 
1990 den Streckenplan des zukünftigen Hochge-
schwindigkeitsnetzes und einen Zeitplan für die in 
den nächsten fünfzehn Jahren vorrangig fertigzustel-
lenden Hauptstrecken. 

(2) Im Rahmen dieses Gemeinschaftsplans wird ein 
ausreichendes Maß an Kompatibilität der Fahrwege 
und Anlagen der einzelnen Teile des Netzes festge-
legt, um einen optimalen Betrieb der Fahrzeuge zu 
gewährleisten. Nach dem Verfahren von Artikel 75 
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des EWG-Vertrags erläßt der Rat die erforderlichen 
Richtlinien zur technischen Harmonisierung des Net-
zes. 

Artikel 5 

(1) Die Mitgliedstaaten arbeiten im Ausschuß nach 
Artikel 3 zusammen, um die in Artikel 4 genannten 
Maßnahmen durchzuführen. 

(2) Rechtzeitig vor der endgültigen Annahme über-
mitteln die Mitgliedstaaten der Kommission, die ihrer-
seits die übrigen Mitgliedstaaten unterrichtet, ihre 
Pläne für Fahrwege und Hochgeschwindigkeitszüge 
und teilen deren Hauptkenndaten mit. 

(3) Binnen eines Monats nach der Mitteilung im 
Sinne von Absatz 2 findet auf Antrag eines Mitglied-
staats oder auf Veranlassung der Kommission im Aus-
schuß nach Artikel 3 eine Konzertierung über die An-
gaben statt. Die Anträge müssen begründet sein und 
unter anderem mögliche Schwierigkeiten, die dem 
Betrieb und der Einheitlichkeit des Netzes entgegen-
stehen, geltend machen. 

(4) Der Mitgliedstaat, der für ein zur Konzertierung 
vorgelegtes Vorhaben zuständig ist, stellt die endgül-
tige Genehmigung bzw. den Beginn der Bauarbeiten, 
vom Zeitpunkt der Mitteilung gemäß Absatz 2 an ge-
rechnet, um sechs Monate zurück, damit im Ausschuß 
eine Einigung erzielt werden kann und so alle Hemm-
nisse, die der Funktionsfähigkeit und Einheitlichkeit 
des Netzes im Sinne von Artikel 1 entgegenstehen, 
beseitigt werden. 

(5) Die Frist im Sinne von Absatz 4 beträgt zwölf 
Monate, wenn die Kommission innerhalb von drei 
Monaten nach der Mitteilung gemäß Absatz 2 ihre 
Absicht erklärt, gemäß Artikel 4 Abs. 2 eine Richtlinie 
über diese Angelegenheit vorzulegen. 

Artikel 6 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle notwendigen 
Maßnahmen, um ein geeignetes Konzertierungsver-
fahren sicherzustellen und erforderlichenfalls insbe-
sondere die Vertraulichkeit von Angaben, die ihnen in 
diesem Zusammenhang erteilt werden, zu wahren. 

(2) Das Konzertierungsverfahren im Sinne dieser 
Entscheidung berührt nicht die Zuständigkeit der be-
reits bestehenden Ausschüsse, insbesondere der be-
ratenden oder technischen Ausschüsse wie des Aus-
schusses für die Verkehrsinfrastruktur, der durch die 
Entscheidung 78/174/EWG des Rates 1) eingesetzt 
wurde. 

Artikel 7 

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten ge-
richtet. 

1 ) ABl. Nr. L 54 vom 25. Februar 1978, S. 16. 
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Anhang IV 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 75/130/EWG 
über die Festlegung gemeinsamer Regeln für bestimmte Beförderungen 
im kombinierten Güterverkehr zwischen Mitgliedstaaten 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla-
ment, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Anwendung der Richtlinie 75/130/EWG des Ra-
tes 1 ), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
86/544/EWG 2), hat sich positiv ausgewirkt. 

Wegen der zunehmenden Probleme im Zusammen-
hang mit der Überlastung der Straßen, dem Schutz der 
Umwelt und der Sicherheit im Straßenverkehr ist es 
im öffentlichen Interesse notwendig, den kombinier-
ten Verkehr als eine wirtschaftlich attraktive Alterna-
tive zum innergemeinschaftlichen Straßengüterfern-
verkehr weiter auszubauen. 

Da der Anreiz, den die heutigen Rechtsvorschriften der 
Gemeinschaft zu Beförderungen im kombinierten Ver-
kehr bieten, infolge der im Gang befindlichen Liberali-
sierung des herkömmlichen Güterkraftverkehrs gerin-
ger geworden ist, müssen diese Vorschriften geändert 
werden, um die Möglichkeiten, welche die verschiede-
nen Verfahren bieten, besser nutzen zu können. 

Angesichts des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
und des Wunsches nach gleichmäßiger Förderung al-
ler Arten des kombinierten Verkehrs dürfen für den 
Vor- und Nachlauf auf der Straße im kombinierten 
Verkehr Straße/Schiene/Binnenwasserstraße keine 
anderen Regeln gelten als für den kombinierten Ver-
kehr Schiene/Straße. 

Um eine umfassendere Inanspruchnahme des kombi-
nierten Verkehrs zu fördern, darf der Zugang zum 
Güterkraftverkehr im Rahmen des kombinierten Ver-
kehrs innerhalb der Gemeinschaft nicht beschränkt 
werden. 

Der Ausbau des kombinierten Verkehrs soll auch den 
alpenüberquerenden Transitverkehr erleichtern. 

Die bestehenden Vorschriften für Steuerermäßigun-
gen bzw. -erstattungen für die im kombinierten Ver-
kehr eingesetzten Straßenfahrzeuge sind zu verein-
heitlichen, damit sie wirkungsvoller und in der gesam-
ten Gemeinschaft einheitlich angewandt werden. 

1) ABl. Nr. L 48 vom 22. Februar 1975, S. 31. 
2) ABl. Nr. L 320 vom 15. November 1986, S. 33.  

Der Zugang des Werkverkehrs zu Beförderungen im 
kombinierten Verkehr ist zu erleichtern — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Richtlinie 75/130/EWG wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 Abs. 1 dritter Gedankenstrich erhält fol-
gende Fassung: 

„ — ,kombinierter Verkehr in der Binnenschiff-
fahrt' Güterkraftverkehr zwischen Mitgliedstaa-
ten, bei dem Lastkraftwagen, Anhänger, Sattelan-
hänger mit und ohne Zugmaschine, Wechselauf-
bauten und Behälter von mindestens 20 Fuß in der 
Binnenschiffahrt von dem der Beladestelle nächst-
gelegenen geeigneten Verladebinnenhafen zu 
dem der Entladestelle nächstgelegenen geeigne-
ten Entladebinnenhafen befördert werden." 

2. Artikel 6 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 6 

1. Alle in einem Mitgliedstaat niedergelassenen 
Verkehrsunternehmer, welche die Vorausset-
zungen für den Zugang zum Beruf und für den 
Zugang zum Markt für den Güterverkehr zwi-
schen Mitgliedstaaten erfüllen, dürfen Beförde-
rungen im Vor- und Nachlauf auf der Straße im 
kombinierten Verkehr durchführen. Insbeson-
dere darf ein Verkehrsunternehmer in einem 
anderen Mitgliedstaat vorübergehend Beförde-
rungen durchführen, die mit einem Vor- oder 
Nachlauf auf der Straße von Beförderungen im 
grenzüberschreitenden kombinierten Verkehr 
verbunden sind, ohne in diesem Mitgliedstaat 
eine im Handelsregister eingetragene Firma, ei-
nen Geschäftssitz oder eine Niederlassung zu 
haben. 

2. Unbeschadet der Vorschriften von Artikel 2 un-
terliegt die Durchführung von innerstaatlichen 
Beförderungen im Sinne von Absatz 1 durch ei-
nen nichtansässigen Verkehrsunternehmer den 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Mit-
gliedstaates, in dem die Beförderungen durch-
geführt werden. Diese Vorschriften müssen auf 
nichtansässige Verkehrsunternehmer unter den 
für die eigenen Verkehrsunternehmer dieses 
Staates geltenden Bedingungen und in der 
Weise angewandt werden, daß jede Diskrimi-
nierung nichtansässiger Verkehrsunternehmer 
aus Gründen der Staatsangehörigkeit oder des 
Ortes der Niederlassung ausgeschlossen ist." 
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3. Artikel 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderli-
chen Maßnahmen, um ab dem 1. Januar 1985 
sicherzustellen, daß die in Absatz 3 genannten 
Steuern auf Straßenfahrzeuge (Lastkraftwa-
gen, Zugmaschinen, Anhänger oder Sattelan-
hänger), die im kombinierten Verkehr einge-
setzt werden, pauschal oder im Verhältnis zu 
den Fahrten, bei denen diese Fahrzeuge auf 
der Eisenbahn oder der Binnenwasserstraße 
befördert worden sind, innerhalb der Grenzen 
und ,in Übereinstimmung mit den Bedingun-
gen und Regeln, die sie nach Konsultation der 
Kommission erlassen haben, ermäßigt oder er-
stattet werden. 

Solche Ermäßigungen oder Erstattungen ge-
währt der Staat, in dem das Fahrzeug zugelas-
sen ist, auf der Grundlage der Fahrten, die im 
kombinierten Verkehr auf der Eisenbahn oder 
der Binnenwasserstraße durchgeführt wer-
den. 

Die Mitgliedstaaten erstatten den vollen Be-
trag der Verbrauchsteuern oder ähnlicher Ab-
gaben auf ein Fahrzeug, das während eines 
Zeitraumes von 12 Monaten mehr als 
120 Fahrten ausgeführt hat, bei denen es im 
Rahmen einer grenzüberschreitenden Beför-
derung im kombinierten Verkehr über einen 
Teil der Gesamtstrecke auf der Eisenbahn oder 
der Binnenwasserstraße befördert worden ist. 
Die Mitgliedstaaten können von dem Unter-
nehmer einen entsprechenden Nachweis an-
hand des Beförderungspapiers im Sinne von 
Artikel 3 verlangen. 

Wird diese Zahl von Fahrten nicht erreicht, so 
gilt folgende Ermäßigung: 

91 bis 120 Fahrten: 75 % Ermäßigung der jähr-
lich gezahlten Verbrauch-
steuern 

61 bis 90 Fahrten: 50 % Ermäßigung der jähr-
lich gezahlten Verbrauch-
steuern 

31 bis 60 Fahrten: 25 % Ermäßigung der jähr-
lich gezahlten Verbrauch-
steuern 

Übersteigt die auf der Eisenbahn zurückge-
legte Strecke 400 km, so zählt die Fahrt dop-
pelt. Übersteigt die Entfernung 800 km, so 
zählt die Fahrt dreifach." 

4. Artikel 11 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 11 

Beförderungen im Vor- oder Nachlauf auf der 
Straße sind im kombinierten Verkehr von der Tarif-
pflicht ausgenommen. " 

5. Folgende Artikel werden angefügt: 

„Artikel 12 

Der Vor- oder Nachlauf auf der Straße im kombi-
nierten Verkehr gilt — abweichend von der Defini-
tion der ersten Richtlinie vom 23. Juli 1962 des Ra-
tes über die Festlegung gemeinsamer Regeln für 
bestimmte Beförderungen im kombinierten Güter-
verkehr zwischen Mitgliedstaaten 1 ) — als Beförde-
rung im Werkverkehr, wenn die auf der Straße 
zurückgelegte Strecke mit einer Zugmaschine 
durchgeführt wird, die einem Unternehmen ge-
hört, von diesem auf Raten gekauft oder gemietet 
worden ist und von einem Fahrer des Unterneh-
mens gefahren wird, das der Empfänger oder der 
Versender der beförderten Güter ist, und wenn der 
Vor- oder Nachlauf auf der Straße jeweils eine Be-
förderung im Werkverkehr im Sinne dieser Richtli-
nie darstellt. 

Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge-
richtet." 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen nach Anhörung der 
Kommission die erforderlichen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis spätestens 
1. Juli 1990 nachzukommen. Sie setzen die Kommis-
sion unverzüglich davon in Kenntnis. 

Die aufgrund des ersten Unterabsatzes erlassenen 
Vorschriften müssen eine ausdrückliche Verweisung 
auf diese Richtlinie enthalten. 

(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis-
sion über die innerstaatlichen Rechtsvorschriften, die 
sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet 
erlassen. Die Kommission unterrichtet darüber die an-
deren Mitgliedstaaten. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerich-
tet. 

11 ABl Nr 70 vom 6 August 1962, S. 2005/62 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

Geschehen zu Brüssel am .. . 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Dietmar Matterne 

Die in der Anlage wiedergegebene EG-Vorlage 
wurde in der 13. Sitzung des Deutschen Bundestages 
vom 12. März 1991 mit Drucksache 12/210 Num-
mer 162 dem Ausschuß für Verkehr federführend so-
wie dem Ausschuß für Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung zur Mitberatung überwie-
sen. Der Ausschuß für Verkehr hat die Vorlage in sei-
ner Sitzung am 15. Mai 1991 beraten. 

I. Ziele und Inhalt der Vorlage 

Die EG-Kommission strebt mit ihren Vorschlägen die 
Schaffung eines gemeinschaftlichen Eisenbahnsy-
stems innerhalb des europäischen Binnenmarktes an. 
Mit dieser Zielsetzung legt sie vier Vorschläge vor, die 
folgenden wesentlichen Inhalt haben: 

1. Trennung von Fahrweg und Betrieb, Zugangs- 
und Transitrechte für fremde Eisenbahnunterneh-
men, rechtliche Selbständigkeit und unabhängige 
Geschäftsführung der Eisenbahnunternehmen, 
Schaffung einer gesunden Finanzstruktur durch 
den Staat. 

2. Abgeltung gemeinwirtschaftlicher Leistungen der 
Eisenbahnunternehmen auf Grund von Verträgen 
zwischen den EG-Mitgliedstaaten und den Eisen-
bahnunternehmen; Verkehrsdienste im Stadt-, 
Vorort- und Regionalverkehr sollen in besonderen 
Unternehmensbereichen erbracht werden, für die 
Ausgleichszahlungen zu leisten sind. 

3. Für das künftige europäische Hochgeschwindig-
keitsnetz soll ein Strecken- und Zeitplan vom Rat 
beschlossen werden. Die Kommission setzt einen 
Ausschuß bestehend aus Vertretern der EG-Mit-
gliedstaaten ein, der die erforderlichen Arbeiten 
zum Ausbau dieses Netzes übernimmt. 

4. Durch neue Vorschriften soll der kombinierte Ver-
kehr Schiene/Straße erleichtert Werden (eine ent-
sprechende Richtlinie wurde bereits in Kraft ge-
setzt). 

II. Verlauf der Ausschußberatungen 

Der Ausschuß für Verkehr hat bei seinen Beratungen 
den Zielen und der Richtung der Vorschläge der EG

-

Kommission im wesentlichen zugestimmt. Da jedoch 
im Herbst dieses Jahres die Vorschläge der Regie-
rungskommission „Bahn" zur Strukturreform der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Reichs-
bahn erwartet werden, hat der Ausschuß davon abge-
sehen, sich mit Einzelheiten der Vorlage näher zu 
befassen. Er hat sich vielmehr auf Grundsätze ver-
ständigt, die bei den künftigen Beratungen in Brüssel 
beachtet werden sollten: 

1. Die Trennung von Fahrweg und Bet rieb nicht nur 
rein buchhalterisch gehört unverzichtbar zur 
Strukturreform des Eisenbahnwesens. Auf dem 
staatlichen Schienennetz muß Wettbewerb bei 
der Erbringung von Eisenbahnleistungen möglich 
sein. 

2. Vertragliche Regelungen zwischen dem Staat und 
den Eisenbahnunternehmen über die Erbringung 
gemeinwirtschaftlicher Leistungen müssen ein 
größeres Gewicht als bisher erhalten. Für die Ab-
geltung dieser gemeinwirtschaftlichen Leistungen 
ist die jeweilige Kompetenzverteilung zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden maßgebend. 

Hierzu wird einmütig ein entsprechender Entschlie-
ßungsantrag vorgelegt. 

Der Ausschuß war sich ferner einig in der Auffassung, 
daß eine Verlagerung der Kompetenzen für die Fest-
legung eines Hochgeschwindigkeits-Schienennetzes 
auf Organe der Kommission abzulehnen ist. Hierüber 
soll auch künftig im nationalen Rahmen entschieden 
werden. 

Der Ausschuß für Forschung, Technologie und Tech-
nikfolgenabschätzung hat im Wege der Mitberatung 
Kenntnisnahme von der Vorlage beschlossen. 

Bonn, den 15. Mai 1991 

Dr. Dietmar Matterne 

Berichterstatter 








